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Vorwort
Liebe Leserinnen und Leser,
zum Ende des Jahres 2004 ist für die Schifffahrt auf der Weser, der Jade und der
Ems, aber auch für die Reviere und die Schifffahrtsanlagen ein positives Ge-
samtergebnis zu verzeichnen.
Durch Ausbau, Betrieb und Unterhaltung der Wasserstraßen sowie Überwa-
chung und Lenkung des Schiffsverkehrs haben die Mitarbeiter der Wasser- und
Schifffahrtsdirektion Nordwest und der Wasser- und Schifffahrtsämter Bremen,
Bremerhaven, Wilhelmshaven und Emden auch in diesem Jahr die Vorausset-
zungen geschaffen, dass in unserer Region sichere und leistungsfähige Ver-
kehrswege vorgehalten worden sind und gleichzeitig die Sicherheit des Schiffs-
verkehrs gewährleistet wurde.
Die Beiträge der Mitarbeiter dieser Ausgaben veranschaulichen die Vielfalt ein-
zelner Maßnahmen, die im Jahr 2004 in unserem Verantwortungsbereich an
Weser, Jade und Ems insgesamt zum positiven Gesamtergebnis geführt haben.
Ich danke den Autoren für ihre Beiträge und wünsche Ihnen, liebe Leserinnen




Aurich, im Dezember 2004
Klaus Frerichs
Präsident  der Wasser- und
Schifffahrtsdirektion Nordwest
in Aurich
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Maritime Verkehrstechnik 
 
Jahresrückblick 2003 – Ausblick 2004 
 
von Dipl.-Ing. Christian Forst 
 
 
Im Jahr 2003 wurden wesentliche Entscheidungen für die Ausrichtung der Maritimen 
Verkehrstechnik in den kommenden Jahren gefällt und wichtige Grundlagen für die 
daraus resultierenden Aufgaben geschaffen. 
Anlässlich einer Dienstbesprechung mit dem BMVBW im April 2003 wurden vom  
Dezernat Verkehrstechnik die Grundsätze und der Stand der Umsetzung des  
Reengineering der Maritimen Verkehrstechnik vorgestellt und erläutert. Die Unter-
stützung des BMVBW für die Zielsetzung dieser sehr komplexen Maßnahme doku-
mentiert sich u. a. in einer präzisierten Darstellung der Aufgaben der Maritimen Ver-
kehrstechnik durch das BMVBW: 
Aufgabe der Maritimen Verkehrstechnik: 
• Bereitstellung und Betrieb der technischen Dienste und der hierfür erforderli-
chen Infrastruktur, um die gesetzlichen Aufgaben der WSV (z. B. Abwehr von 
Gefahren für die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs) zu erfüllen. 
• Beiträge zur Förderung der Deutschen Seeschifffahrt und Häfen sowie zur  
Optimierung der regionalen Systeme Schiff/Wasserstraße im Rahmen eines 
Gesamtkonzepts der WSV. 
Grundlage für die Ausgestaltung der technischen Dienste sind die betrieblichen An-
forderungen der Bedarfsträger (Schifffahrt, Ordnung des Schiffsverkehrs, System 
Schiff/Wasserstraße). 
BMVBW, April 2003 
Aus dieser Aufgabenstellung resultierend wurden vom BMVBW die folgenden strate-
gischen Ziele für die Maritime Verkehrstechnik abgeleitet: 
Strategische Ziele der Verkehrstechnik 
Die strategischen Ziele leiten sich aus folgenden Anforderungen ab:  
• Betriebliche Anforderungen 
Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs, Gefahrenabwehr, Schutz der mari-
timen Umwelt. 
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• Anforderungen aus dem System Schiff/Wasserstraße 
Wirtschaftliche und umweltverträgliche Konzepte für Betrieb, Unterhaltung und 
Ausbau von Seeschifffahrtsstraßen (z. B. bedarfsgerechte Dimensionierung des 
Fahrwassers). 
• Technische Anforderungen 
Hochverfügbare, zukunftssichere und wirtschaftliche Bereitstellung der betrieblich 
geforderten bzw. erzeugten Informationen über bzw. für den Schiffsverkehr durch 
die Dienste der Verkehrstechnik. 
BMVBW, April 2003 
Die strategischen Ziele sind richtungsweisend und damit grundsätzlich langfristig an-
gelegt. Sie werden im Rahmen von Zielvereinbarungen zwischen dem BMVBW und 
den WSDn Nord und Nordwest verbindlich vereinbart.  
In der zweiten Hälfte 2003 begannen die Abstimmungsgespräche mit dem BMVBW 
über eine gemeinsame Zielvereinbarung zur "Verkehrstechnik im Küstenbereich". Die 
WSDn Nord und Nordwest, vertreten durch die Dezernatsleiter Verkehrstechnik, 
Schifffahrt und Regionales Management, sowie das BMVBW, vertreten durch den 
Referatsleiter EW 22 "verhandelten" Ziele betreffend der "Konzeption zur Bereitstel-
lung und Ausgestaltung der Seeschifffahrtsstraßen mit verkehrstechnischen Syste-
men sowie Betrieb und Unterhaltung der schwimmenden Schifffahrtszeichen im Be-
reich der Nord- und Ostsee einschließlich Nord-Ostsee-Kanal".  
Aufgrund der sehr umfangreichen und komplexen Thematik wurden zunächst zwei 
sektorale Ziele vereinbart: 
1. Zur Optimierung von Betrieb und Unterhaltung der schwimmenden Schifffahrtszei-
chen werden von den Dezernaten Regionales Management der WSDn Nord und 
Nordwest die folgenden Fachkonzepte erarbeitet: 
─ Bedarfsgerechtes Wasserfahrzeugkonzept incl. Einsatzmanagement 
─ Optimierte landseitige Bereitstellung der Tonnen 
2. Für die bedarfsgerechte und wirtschaftliche Ausgestaltung von Seeschifffahrts-
straßen und Verkehrstrennungsgebieten mit verkehrstechnischen Systemen wird 
ein küstenweites Fachkonzept aufgestellt.  
Dieses unter Federführung vom Dezernat Verkehrstechnik und unter Beteiligung 
der Dezernate Schifffahrt und Regionales Management aufzustellende Fachkon-
zept wird im Rahmen einer Projektorganisation erarbeitet. Die Vorbereitungen 
hierzu wurden bereits parallel zur Erstellung der Zielvereinbarung getroffen. Der 
Projektauftrag wurde von den Präsidenten der WSDn Nord und Nordwest im Feb-
ruar 2004 abschließend erteilt.  
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Reengineering der Maritimen Verkehrstechnik 
Die Tätigkeiten im Dezernat Verkehrstechnik waren in 2003 wesentlich durch die kon-
zeptionelle Arbeit für das Reengineering der Maritimen Verkehrstechnik geprägt. In 
enger Zusammenarbeit mit den Dezernaten Schifffahrt werden die operationellen An-
forderungen an das zukünftige System Verkehrstechnik analysiert und seine Funktio-
nen ermittelt.  
Aufgrund des umfassenden und übergeordneten Charakters des Reengineerings wur-
de die Maßnahme "AIS an der Deutschen Küste" vollständig in diese Gesamtmaß-
nahme integriert und wird nunmehr als Teilmaßnahme weitergeführt. In Vorbereitung 
der Umsetzung des Reengineerings wird beim WSA Wilhelmshaven derzeit eine  
küstenweit tätige Projektgruppe eingerichtet. Aufgabenschwerpunkt wird insbesondere 
die Umsetzung der Querschnittsfunktionalitäten des erneuerten "Systems Verkehrs-
technik" sein. Mit der Einstellung des zukünftigen Projektleiters zum 01. Februar 2004 
sind die ersten Voraussetzungen geschaffen, dass die Projektgruppe Mitte 2004 ihre 
Tätigkeit aufnehmen kann.  
Innerhalb des Dezernates Verkehrstechnik wurden die Beschreibungen der Dienste 
der Verkehrstechnik fortgeführt. Insbesondere die Darstellung des Zusammenwirkens 
der einzelnen Dienste innerhalb des Gesamtsystems und der Einstieg in die Entwick-
lung eines umfassenden Datenmodells für das System der Maritimen Verkehrstechnik 
werden Hauptaufgabenschwerpunkte in 2004 sein. Hinzu kommt noch die weitere Un-
tergliederung der Gesamtmaßnahme in Aufgabenpakete als Basis für die Umsetzung 
und die Entwicklung einer Migrationsstrategie für die Überführung der existierenden 
Infrastruktur hin zum Sollsystem.  
Parallel hierzu wurden die infrastrukturellen Maßnahmen zur Errichtung des küstenwei-
ten AIS-Netzwerkes vorangetrieben. Wesentlicher Meilenstein war die gemeinsame 
Vorbereitung und der Abschluss einer Zielvereinbarung mit dem WSA Bremerhaven 
über die küstenweite Realisierung des AIS-Dienstes. Im Rahmen dieser EfA-Aufgabe 
(Einer-für-Alle) übernimmt das WSA Bremerhaven insbesondere die Beschaffung und 
Inbetriebnahme aller erforderlichen AIS-Basisstationen bis Ende 2007.  
Ebenfalls Bestandteil der Zielvereinbarung mit dem WSA Bremerhaven ist die Realisie-
rung einer "vorgezogenen AIS-Abdeckung". Bereits bis Ende 2004 sollen AIS-Daten 
aus großen Teilen der Deutschen Bucht, in der Verkehrszentrale "German Bight" in 
Wilhelmshaven und der Hauptschifffahrtswege in der Ostsee, hier insbesondere die 
Tankerroute einschl. des Fehmarnbelt, in den Verkehrszentralen Travemünde und 
Warnemünde, empfangen und auf separaten Monitoren, mit einer ECDIS-Karte 
hinterlegt, dargestellt werden. Im Rahmen der "vorgezogenen AIS-Abdeckung" werden 
dann auch die derzeit bereits zu Testzwecken installierten AIS-Basisstationen und 
teilweise auch die Darstellmöglichkeiten in den Verkehrszentralen an der Ostsee 
ersetzt werden. 
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Verkehrssicherungssysteme 
Die Erneuerung und Erweiterung der Verkehrszentrale Bremen wurde vom WSA 
Bremen in 2003 ausgeschrieben. Trotz der sehr angespannten Haushaltsmittellage 
konnte der Auftrag Anfang 2004 vergeben werden, so dass die Erneuerung in 2004 
in wesentlichen Teilen realisiert werden kann. 
Aufgrund der abgängigen Technik und der für 
die Aufrechterhaltung des Betriebes sehr 
problematischen Ersatzteillage besteht hier  
akuter Handlungsbedarf. Bei der Ausschrei-
bung wurde die Integration in das zukünftige 
System Verkehrstechnik bereits berücksich-
tigt. 
Im Zuge der Kajenverlängerung im Emder Ha-
fen ergaben die neuen Liegeplätze der Schiffe 
Abschattungen der Hafeneinfahrt. Für die Ver-
kehrsüberwachung durch die Verkehrszentrale 
Ems ist ein Einblick in diesen Bereich uner-
lässlich. Aus diesem Grunde wurde ein neuer 
Radarstandort am Hafen in Emden errichtet 
und in Betrieb genommen. Die Radarbilder 
werden in der Verkehrszentrale Ems an der 
Knock dargestellt. 
 
Bei der Erneuerung des VSS NOK wurden vom Projektmanagement VSS NOK we-
sentliche Fortschritte erzielt. Das neue Schiffsdatenverarbeitungssystem wurde instal-
liert und befindet sich in der letzten Testphase. Die Ausschreibung für das Positionser-
fassungssystem und das Verkehrsplanungssystem soll, vorbehaltlich der noch zu klä-
renden Haushaltsmittellage, im Frühjahr 2004 erfolgen. In enger Zusammenarbeit zwi-
schen dem Dezernat Verkehrstechnik und dem PM VSS NOK wird sichergestellt, dass 
das neue VSS NOK mittelfristig in das Gesamtsystem der Maritimen Verkehrstechnik 
vollständig eingebunden werden kann.  
Radarstation Hafen Emden 
 
Radarstation Hafen Emden 
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Die noch offenen organisatorischen Fra-
gen in Bezug auf das neue VSS NOK 
konnten zwischenzeitlich abschließend 
geklärt werden. Die Maritime Verkehrssi-
cherung auf dem gesamten NOK zwi-
schen den äußeren Zufahrtsgrenzen in 
Brunsbüttel und Kiel-Holtenau erfolgt 
künftig aus einer Verkehrszentrale, der 
Verkehrszentrale NOK. Die VkZ NOK 
besteht aus der Zentrale mit Sitz in 
Brunsbüttel sowie den regional zustän-
digen Schleusenbetriebsstellen in Brunsbüttel und Kiel-Holtenau. Darüber hinaus wur-
de entschieden, dass die Maritime Verkehrssicherung auf der Kieler Förde im Auftrag 
des WSA Lübeck durch die neu einzurichtende Verkehrszentrale Kieler Förde wahr-
genommen wird. Die VkZ Kieler Förde wird im Schleusenleitstand des WSA Kiel-
Holtenau eingerichtet. Durch diese Organisationsentscheidung wird zum einen die 
Verkehrslenkung auf dem NOK zukünftig aus einer Verkehrszentrale erfolgen und 




Veranlasst durch die Entscheidung des BMVBW, 
den internationalen Vertrag über den gemein-
schaftlichen Aufbau und den Betrieb des Nordwest 
Europäischen LORAN-C Systems (NELS) nicht 
über das Jahr 2005 hinaus zu verlängern, unter-
suchte das WSA Tönning Möglichkeiten zur alter-
nativen Nutzung, insbesondere der 192 Meter ho-
hen selbststrahlenden LORAN-C Antenne auf Sylt. 
Neben einer Weiternutzung der LORAN-C Station 
im Rahmen eines privaten Betreiberkonzeptes des 
BMVBW bietet sich der Umbau der Antenne zu 
einem Antennenträger zur Aufnahme von AIS-
Antennen an. Aufgrund seiner Höhe und geogra-
phisch günstigen Lage könnte bei dieser Variante auf den Bau von drei zusätzlichen 
Antennenträgern im Nationalpark Schleswig-Holsteinische Westküste verzichtet wer-
den. Diese Varianten-Betrachtung wird dem BMVBW mit der Bitte um letztendliche 
Entscheidung zur weiteren Nutzung der LORAN-C Station vorgelegt. 
Antenne der LORAN-C Station Sylt
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Havariekommando 
Die technische Ausstattung des Havariekommandos (HK), als gemeinsame Einrichtung 
des Bundes und der Küstenländer, schreitet weiter voran. Anfang 2003 wurde ein vom 
Havariekommando gemeinsam mit den WSDn Nord und Nordwest erarbeitetes 
Kommunikationskonzept vom BMVBW genehmigt. Kernelemente sind die Erweiterung 
des WSV Grenzwellendienstes als Hauptkommunikationsmittel zwischen dem Stab des 
HK und dem Einsatzleiter vor Ort (OSC) und des WSV-Flugfunkdienstes zur Kom-
munikation mit der DO 228. Das WSA Cuxhaven hat gemeinsam mit dem HK einen 
diesbezüglichen Entwurf-HU aufgestellt, der nach erfolgter Prüfung dem BMVBW im 
März 2004 zur Genehmigung vorgelegt wird.  
 
Point of Contact 
Aufgrund einer Entschließung der internationalen Schifffahrtsorganisation (IMO) hat 
sich die Bundesrepublik Deutschland zur verbesserten Vorbeugung im Rahmen der 
Terrorbekämpfung zur Einrichtung einer zentralen Meldestelle (Point of Contact, 
PoC) verpflichtet. Diese ist in der Verkehrszentrale Wilhelmshaven eingerichtet und 
hat im Sommer 2004 den Betrieb aufgenommen. Die Schnittstellen des PoC zu an-
deren verkehrstechnischen Einrichtungen wurden im Jahr 2003 definiert und hierauf 
aufbauend ein Fachkonzept zur technischen Ausstattung des PoC erarbeitet. 
 
Visuelle Schifffahrtszeichen 
Die Tests des Solarkompaktaufsatzes zur Umrüstung der Leuchttonnen von Gas- auf 
Solarenergieversorgung und Einführung der LED-Technik sind soweit abgeschlossen, 
dass eine erste große Ausschreibung für 
100 Solarkompaktaufsätze mit Laternen vor-
bereitet werden konnte. Die Ausschreibung 
wurde in der ersten Jahreshälfte 2004 durch-
geführt. Die weiteren Kompaktaufsätze wer-
den abhängig von der Verfügbarkeit von 
Haushaltsmitteln und vom Entwicklungsstand 
technischer Zusatzeinrichtungen 
(Schnellkupplung für Montage und 
Demontage des Solarkompaktaufsatzes auf 
der schwimmenden Tonne, AIS-Mobilgerät 
für schwimmende Schifffahrtszeichen) im 
Laufe der nächsten zwei Jahre beschafft. 
 Erprobung einer Leuchttonne mit  
Kompaktaufsatz und LED-Laterne 
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Aufgrund von morphologischen Veränderungen ist das Fahrwasser Hubertgat an der 
Emsmündung vor Borkum für die Schifffahrt nicht mehr bzw. sehr eingeschränkt 
nutzbar. Es wurde unter Abstimmung mit dem Dezernat Schifffahrt in einen Schiff-
fahrtsweg umbenannt. Die Lateralbezeichnung mit befeuerten Tonnen wurde in eine 
Schifffahrtsweg-Mittelbezeichnung mit unbefeuerten Tonnen abgeändert. In diesem 
Zusammenhang konnte auch das Sektorenfeuer des kleinen Leuchtturms Borkum 
gelöscht werden. Eine erneute Nutzung des kleinen Leuchtturms Borkum als Sekto-
renfeuer wird wieder relevant, sobald die Morphologie in ca. 8 – 15 Jahren eine Nut-
zung des Schifffahrtsweges Hubertgat als Fahrwasser zulässt. 
Die Arbeiten an einer konzeptionellen Überarbeitung der Steuerungs- und Überwa-
chungstechnik für Schifffahrtszeichen wurde auch in 2003 fortgeführt. Ziel ist eine 
Modularisierung der Systeme zur Kostendämpfung. Der hiermit betraute Arbeitskreis 
hat Mitte 2004 seinen Abschlussbericht vorgelegt. 
 
Betriebliche Übertragungswege – Verkehrstechnik Betriebsnetz  
Die Realisierung des für das Gesamtsystem der Verkehrstechnik unabdingbaren küs-
tenweiten Verkehrstechnik Betriebsnetzes wurde in 2003 hinterfragt. Ursache war 
eine vom BMVBW angestoßene Strategiediskussion über die zukünftige Gestaltung 
der Kommunikationsinfrastruktur im Bereich der Bundesverkehrsverwaltung. Dies 
hatte auch zur Folge, dass die Zielvereinbarung zur Realisierung der für das Ge-
samtsystem Verkehrstechnik erforderlichen betrieblichen Übertragungswege mit den 
Regionalen Fachstellen Maschinenwesen in Brake und Rendsburg noch nicht abge-
schlossen werden konnte. Im Vorgriff auf die Zielvereinbarung wurde jedoch schon 
mit der Ist-Erhebung der küstenweit vorhandenen betrieblichen Übertragungswege 
begonnen. Diese soll in 2004 abgeschlossen werden. 
Fortgeführt wurde ebenfalls die Digitalisierung des ehemaligen Kom-Netzes im Be-
reich der WSD NW unter Berücksichtigung des Reengineerings. Auf die erweiterten 
Anforderungen durch die Nutzer wurde mit dem 1. Änderungsbericht der Techni-
schen Fachstelle in Brake (TFNW) reagiert, der im Jahr 2003 genehmigt wurde. Die 
Digitalisierung wird in 2004 weiter fortgeführt werden und voraussichtlich im Jahre 
2005 abgeschlossen sein. Im Zuge der Digitalisierung wurde in Aurich ein Netz-
werkmanagementsystem zur Überwachung und Konfiguration des Netzes im Bereich 
Ems/Jade für den DataKom-Service installiert.  
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Zum Ersatz der abgängigen Vermittlungsanlagen im Bereich der WSDn Nord und 
Nordwest wurde mit den Regionalen Fachstellen Maschinenwesen in Brake bzw. 




Die in 2002 vollzogene dezernatsinterne Umstrukturierung der Aufgabenfelder hat 
sich bewährt. Das Reengineering der Maritimen Verkehrstechnik erfordert ein syste-
matisches, aufgabenfeldübergreifendes Arbeiten im Dezernat. Mit regelmäßigen  
Abstimmungsbesprechungen wird sichergestellt, dass alle Komponenten des  
Systems miteinander harmonieren und der einheitliche Systementwurf realisiert wer-
den kann. 
Die Erwartungshaltung an das Dezernat Verkehrstechnik ist groß und die fest vorge-
gebenen Termine, z. B. durch die EU in Bezug auf die Realisierung des AIS-
Netzwerkes, setzen einen engen terminlichen Rahmen. Diesen Herausforderungen 
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Konzeptionelle Gedanken zur Arbeitsplanung  
im Regiebetrieb 
 
von Dipl.-Ing. Sönke Meesenburg 
 
 
Dieser Beitrag beinhaltet keine Neuerfindungen. Er bereitet Dinge, die zu unserem gemein-
samen Erfahrungsschatz gehören auf und versucht, das Bewusstsein der Leser und darüber 
hinaus aller Beschäftigter dahingehend zu erweitern, dass die Zeit der Kirchturmpolitik zu 
Ende geht. Nur die Kooperation über Außenbezirks- und Amtsgrenzen hinaus wird bei weite-
rer Personaleinsparung eine effektive und qualitativ hochwertige Aufgabenerledigung ermög-
lichen. Und es gehört die Bereitschaft dazu, die Informationen der Kosten-Leistungs-
Rechnung zu nutzen und Entscheidungen zu treffen ! 
 
Situation 
Die Randbedingungen (gesetzliche Stelleneinsparung seit mehr als 10 Jahren sowie 
Einführung von KLR) begründen in den Regiebetrieben einen erheblichen Verände-
rungsdruck. Weitere Aspekte, wie erhöhter Maschineneinsatz, Standardabsenkung 
und Wegfall von z. B. ehemals für die Wasserwirtschaftsverwaltung wahrgenommene 
Aufgaben, runden das Bild stetiger Veränderung ab. 
Um die darin liegende Gestaltungsaufgabe erfolgreich erfüllen zu können, bedarf es 
erheblich verbesserter Transparenz, nicht nur in der Nachbetrachtung (KLR) bezüg-
lich des Ressourcenverbrauchs, sondern auch in der Vorbereitung, d. h. in der Pla-














? Gesetzliche Stelleneinsparung 
? Einführung KLR 
? Erhöhter Maschineneinsatz 
? Standardabsenkung 
? Wegfall von Aufgaben 
Transparente Planung  
der Regiearbeiten: 
? Sparsamer Ressourceneinsatz 
? Sparsamer Ressourcenverbrauch 
? Prioritäten setzen 
? Förderung der Beschäftigten 
? MA wirken an der Entwicklung des  
Betriebes mit 
erfordern 
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Eine transparente Planung erfüllt dabei zwei wesentliche Aspekte, nämlich: 
• einerseits die Ermöglichung sparsamen Ressourceneinsatzes und -verbrauchs 
sowie  
• andererseits die angemessene Förderung und Forderung der Beschäftigten, die 
in dem Gefühl gebraucht zu werden und etwas Wichtiges zu leisten mit großem 
Engagement und motiviert an der Entwicklung des Betriebes mitarbeiten werden. 
 
Das Konzept 
Grundidee der transparenten Arbeitsplanung ist die Erfassung des vollständigen 
planbaren Aufgabenportfolios. Außerplanmäßige Arbeiten infolge von Havarien oder 
Defekten werden nicht a priori berücksichtigt, sondern stellen, sofern sie anfallen, eine 
Konkurrenz in der Bewertung der Priorität von verschiedenen Aufgaben dar. 
Um an die vollständige Arbeitsmenge zu kommen, muss man sich auf ein Grundsystem 
beziehen. Dazu wird bei unserem Ansatz die bestehende Objektliste jedes einzelnen 
Betriebes genommen. Davon ausgehend, dass die Objektverantwortung allein den 
Außenbeamten obliegt (und nicht etwa Sachbearbeitern in den Sachbereichen der 
Ämter), kommt man auf diesem Weg an eine lückenlose Erfassung der Aufgaben,  
wenn man unter Anwendung der VV – WSV 21 01 auf jährlicher 
Basis die Bauwerksüberwachung an jedem einzelnen Objekt 
auch tatsächlich durchführt. 
 
D a s  K o n z e p tE rfa s s u n g  d e s  v o lls tä n d ig e n  p la n b a re n  A u fg a b e n p o rtfo lio s
Z e it- b z w . R e s s o u rc e n b e d a rf
fü r d ie  A u fg a b e n e rle d ig u n g
Z e it- /M e n g e n -
E rfa ss u n g
V o lls tä n d ig e r S a tz
v o n  M ä n g e lb e ric h te n A u fg a b e n b e s ta n d /m e n g e
L o h n s tu n d e n b e d a rf
B a u w e rk s ü b e rw a c h u n g
V V -W S V  2 1 0 1     (J a h re s in te rv a ll)
O b je k tv e rz e ic h n is
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Ergebnis ist dann ein vollständiger Satz von Mängelberichten, in denen die erkannten 
Mängel und regelmäßige Unterhaltungsaufgaben erfasst sind. Aus diesen  
Informationen ermitteln die Vorhandwerker und / oder Meister, gegebenenfalls mittels 
Vorkalkulation, ansonsten auf der Basis ihrer Erfahrungen, beziehungsweise  
aus Nachkalkulationen, den Zeit- bzw. Ressourcenbedarf für die Aufgabenerledi-
gung. 
Bei lückenloser Abarbeitung der Bauwerksüberwachungen ergibt sich so mindestens 
über den Zeitraum von 12 Monaten ein lückenloser Aufgabenbestand. Die Projektion 
auf ein Kalenderjahr ist dabei nicht wichtig, vielmehr kommt es darauf an, dass der 
Aufgabenbestand binnen zwölf Monaten (Jahresintervall gemäß VV – WSV 21 01) 
einmal umgesetzt und neu ermittelt wurde. 
Die Summation des Aufgabenbestandes, insbesondere hinsichtlich des Lohnstun-
denbedarfs, ermöglicht den Vergleich mit den zur Verfügung stehenden Lohnstun-
den, natürlich unter Berücksichtigung von Urlaubs- und Krankheitsansätzen.  
Bei der sich dann anschließenden Vergleichsbetrachtung wird sich eher zufällig eine 
Deckung von Nachfrage und Angebot ergeben.  
Eher wahrscheinlich ist eine Abweichung. Die kann sowohl bedeuten, dass man  
zu viel Personal für den Aufgabenbestand, als auch, dass man zu viel Aufgaben für 
das vorhandene Personal hat. 
Beide Fälle verursachen gemäß meiner Beobachtungen Unbehagen, der erste noch 
mehr als der zweite. Das Umgehen mit dem Ergebnis ist jedoch einfach, wenn man 
die wasserbaulichen Unterhaltungsaufgaben als Markt versteht:  
 
• Im Fall eins muss der Ressourcenüberschuss in Mannjahren oder Mannmonaten 
ermittelt werden. Anschließend bietet man die Arbeitskraft (nach Möglichkeit  
gebündelt, z. B. vier Personen für vier Wochen) in Engpassbereichen an.  
Dazu bedarf es einer Anpassung der Einstellung. Es ist eben nicht ehrenrührig, 
nicht ausgelastetes Personal in Bereichen mit Engpässen anzubieten und einzu-
setzen.  
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Die tariflichen Regelungen dazu sind vorhanden. Es ist von erheblicher und zu-
nehmender Bedeutung, den Beschäftigten angemessene und auch fordernde Auf-
gaben zu geben. Personal kommen zu lassen, ohne Aufgaben vorzuhalten, ist un-



























Mit Personal, das wir im eigenen Betrieb nicht einsetzen können, können wir ande-
renorts Vergaben und die Ausgabe von Haushaltsmitteln vermeiden, wir können dort 
"Geld verdienen". 
• Der Fall zwei kann als Idealfall gewertet werden, weil man bei im Verhältnis zum 
Personalangebot zu großer Aufgabenmenge sinnvoll Prioritäten bezüglich der  
Abarbeitung setzen und sicherstellen kann, dass die "gute" Arbeit von unseren gu-
ten Leuten erledigt wird. Darüber hinaus kann man nur in diesem Fall sogenannte 
"make or buy"–Entscheidungen treffen, d. h. entscheiden, ob mit Hilfe von  
WSV–Personal anderer Außenbezirke oder Ämter oder mittels Vergabe die Auf-
gabe erledigt werden soll. Und schließlich kann man sich auch nur unter diesen 






















? Qualität der Aufgabenerledigung 
? Zufriedenstellender Beschäftigung 
des Personals 
Vermeidung von Ausgaben 

























Hat man mehr Arbeit, wirbt man temporär aus anderen Bereichen Arbeitskräfte an. 
Hat man zu viel Personal, bietet man dieses auf dem Markt an, man akquiriert sozu-
sagen Arbeit und Auslastung für die eigene Belegschaft ohne die eigenen Objekte 
nutzlos und motivationshemmend mit zu viel Personal und damit mit zu viel Kosten 
zu belegen. 
Und schließlich sichern wir Leistungsstandards und Qualität der ausgeführten  
Arbeiten, wenn wir die angemessene Personalstärke zur Aufgabenerledigung eintei-
len und nicht etwa überzähliges Personal beistellen. Solche Situationen fördern die 
Unzufriedenheit der ganzen Gruppe und lassen den Output sinken. 
 
 
Zusammenfassung und Ausblick 
Mittels dieses Vorgehens kommt man zu transparenten Jahresarbeitsplänen, die 
auch in der Belegschaft bekannt gemacht werden können. Damit wird eine Grundfor-
derung aus dem Leitbildprozess nach mehr Information über die Arbeitsplanung er-
füllt. 
Mit dem Hilfsmittel der lückenlosen Arbeitsplanung wird die Entscheidung möglich, 
gute, anspruchsvolle und fordernde Aufträge an unsere gut ausgebildeten Handwer-
ker zu geben. Gleichzeitig verbessert sich die Möglichkeit, Qualifizierungsmaß-
nahmen zu entwickeln. 
Abweichung 2: 
Vorhandenes Personal 


















? Erledigung prioritärer Aufgaben 
? Vergabe an Dritte 
? Ressourcen- und Kosteneinsatz 
? moderne Geräteausstattung 
? Aufgabe von bisherigen Tätigkeiten
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Störgrößen infolge von Havarien oder ähnlichem setzen einen Prozess der Überprü-
fung der Prioritäten in Gang, infolgedessen neue Entscheidungen hinsichtlich zeitli-
cher Verschiebung, Vergabe oder Liegenlassen von geplanten Arbeiten getroffen 
werden. 
Der Planungsprozess wird auch aufgrund der verbesserten Informationen aus der 
Kosten–Leistungs–Rechnung zu einem kontinuierlichen Verbesserungsprozess 
(KVP). Erfassung des Ressourcenverbrauchs und Nachkalkulation gehen unmittelbar 
in die Vorkalkulation im Rahmen der Planung ein. 
Die Durchführung der regelmäßigen Bauwerksüberwachung bekommt den zentralen, 
nicht vergabefähigen Stellenwert, der gleichzeitig sicherstellt, dass die Bauwerke 
stets in einem sicheren und betriebsfähigen Zustand sind. Damit lässt sich mittel-
fristig auch bei geringerem Ressourcenverbrauch die Qualität sichern, wenn 
nicht sogar verbessern. 
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Grundinstandsetzung der Schleusen 
an der DEK-Nordstrecke 
oder 
Beitrag über die Projektarbeit in der WSV 




1 Über die Projektarbeit des WSA Bremen für das WSA Meppen 
 
1.1 Allgemeines 
Nachdem bereits 1999 für das NBA Hannover mit dem Entwurf-AU für die Verlänge-
rung der kleinen Schleuse Dörverden Projektarbeit durchgeführt wurde, wird Neu-
baupersonal des WSA Bremen diesmal für das WSA Meppen tätig. Die Projektarbeit 
für das NBA Hannover fand seinerzeit ein Ende, weil die konzeptionellen Vorgaben 
vom NBA Hannover (Nutzlänge) an dem Widerstand der Schifffahrt scheiterten und 
das Projekt dadurch auf Eis gelegt wurde. Nunmehr wird ein vollständiger Neubau 
der Schleuse mit Personal des NBA Hannover geplant. 
Mit einem Kooperationsvertrag zwischen den WSDn Nordwest und West lebt der 
Gedanke der Projektarbeit beim WSA Bremen weiter. Insbesondere das Know-how 
aus dem Schleusenbau soll nutzbringend für andere Dienststellen eingesetzt werden. 
Es entstand der Projektauftrag vom WSA Meppen über die Grundinstand- 
setzung von Schleusen an der DEK-Nordstrecke. 
Mit der Projektarbeit kann wesentlich dazu beigetragen werden, Fach- und Steuer-
kompetenz bei gleichzeitig anhaltender Stelleneinsparung im Bereich des Neubaus 
zu erhalten. Mit dem direktionsübergreifenden Einsatz von Neubaupersonal erfolgt 
gleichzeitig auch die Bewahrung und Weiterentwicklung des Wissens. Der Ansatz ist 
somit richtungsweisend für eine effiziente Aufgabenerledigung im Neubau. Die Pro-
jekte kommen zu den Mitarbeitern und nicht wie früher, die Mitarbeiter zu den Projek-
ten. Dies hat letztlich Vorteile für die Mitarbeiter. Die Mitarbeiter müssen ihren Wohn-
ort nicht verlassen, so dass ihre sozialen Kontakte und das erworbene Eigenheim 
erhalten bleiben.  
Außerdem zeigen uns Ingenieurbüros auf, dass die räumliche Entfernung keine be-
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1.2 Über die Projektarbeit im Allgemeinen 
Die Bearbeitung von Projekten unterliegt neben dem Geschick der Projektbeteiligten 
den "Mindestqualitätsstandards für die Planung und Steuerung von Projekten" nach 
BMVBW, Unterabteilung EW 1. Diese Standards regeln die normative Abwicklung eines 
Projektes nach festen Strukturen und Regeln. Hierzu gehört die Erteilung eines Projekt-
auftrages mit vorgegebenen Inhalten. Neben entsprechender Zieldefinition, Angaben 
zum Berichtswesen ist die Projektaufbauorganisation darzustellen: 
• Auftraggeber 
• Leiter und Mitglieder der Projektlenkung 
• Projektleiter 
• Mitglieder der Projektgruppe 
Bei externem, besonders bei WSD-übergreifendem Einsatz, kommt es zu bisher un-
bekannten Fragestellungen, z. B. über den Verbleib der Fachaufsicht über die Mit-
glieder der Projektgruppe, wenn der Auftraggeber nicht in der "Linie" der Organisati-
onsstruktur ist. Dies wird noch erörtert. 
 
 
1.3 Projektauftrag und Projektaufbauorganisation "Grundinstandsetzung 
DEK-Nordschleusen" 
Der Projektauftrag an das WSA Bremen wurde nach Abstimmungsgesprächen über die 
Inhalte am 10.06.2003 erteilt. Auftraggeber ist der Leiter des WSA Meppen, Herr Giest. 
Konkret umfasst der Projektauftrag Maßnahmen der Grundinstandsetzung an den 
Schleusen Bollingerfähr, Hilter, Düthe, Hüntel und Varloh. Dabei sollen alle Tore er-
neuert, Stoßschutzanlagen eingebaut und die Kammern instand gesetzt werden. Au-
ßerdem sind die 3 alten Schleusen Hilter, Düthe und Varloh für eine Übergangszeit 
und Aufnahme der Verkehre während der Bauzeit an den neuen Kammern aufzurüs-
ten. 
Die Projektlenkung besteht aus Herrn Zander (WSD West) und Herrn Giest als Leiter 
der Projektlenkung. Die Projektleitung wurde von mir nach dem Fortgang von Frau 
Stromberg am 20.01.2004 übernommen. 
Mitglieder der Projektgruppe: 
Herr Gerke, Bautechniker 
Herr Grabau, Bautechnik (Projektleiter) 
Herr Koike, Bautechnik 
Frau Reinecke, Techn. Zeichnerin 
Herr Svercsek, Elektrotechnik 
Herr Swolana, Stahlwasserbau/Maschinenbau (stellv. Projektleiter) 
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Abb. 1: 
Das Projektteam vom WSA Bremen 
v. l. n. r.: Jürgen Grabau, Stefan Gerke, Klaus Koike, Christiane Reinecke,  
Peter Svercsek, Jan-Josef Swolana 
 
Das Team wird von weiteren Mitarbeitern aus dem SB 4 bzw. aus dem Hause WSA 
Bremen und dem Hause WSA Meppen unterstützt. 
Fachbeiträge hinsichtlich der nachrichtentechnischen und elektrotechnischen Stan-
dards werden von der Fachstelle für Maschinenwesen (FfM) beim WNA Datteln bei-
gestellt. Die Fachstelle der WSV für Verkehrstechniken (FVT) berät hinsichtlich der 
Anordnung von Luftsprudelanlagen und Rührwerken bei den Schiebetoren zur Eis- 
und Geschwemmselfreihaltung. 
Wie bereits angeführt, sind noch einige Besonderheiten bei den Verantwortlichkeiten 
zu erwähnen. Die Fachaufsicht über die Projektleitung liegt beim Auftraggeber, also 
bei Herrn Giest und damit beim WSA Meppen.  
Die Fachaufsicht auf die Projektgruppenmitglieder liegt beim Projektleiter. Die Ver-
antwortung für die Anlagen am DEK verbleibt ebenfalls beim Leiter des WSA Mep-
pen. Er unterzeichnet somit auch die von der Projektgruppe aufgestellten Entwürfe 
mit dem Vermerk "aufgestellt". Die Leitung des WSA Bremen hat im Rahmen der 
Linienarbeit keine direkten Zugriffe auf die Arbeit der Projektgruppe. WSD Nordwest 
und WSA Bremen stellen lediglich die personellen Ressourcen bereit. 
Die Festlegung der Verantwortlichkeiten im Projekt ist sauber zu regeln, um Unschär-
fen in den Zuständigkeiten zwischen Linie und Projekt von vornherein zu vermeiden. 
Diese Regelungen sind ein wichtiger Bestandteil im Projektauftrag. 
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2 Der Dortmund-Ems-Kanal 
Die Bearbeitung von Projekten außerhalb des eigenen Amts- und Direktionsberei-
ches ist zunächst etwas gewöhnungsbedürftig, da die Reviere und Anlagen vom 
Namen her zwar geläufig sind, genauere Ortskenntnisse aber doch fehlen. Diese 
Situation verbessert sich aber im Laufe der Projektbearbeitung. 
Der Dortmund-Ems-Kanal (DEK) verbindet, wie schon der Name aussagt, die Ems 
mit Dortmund und somit die Seehäfen mit dem Ruhrgebiet und über die westdeut-
schen Kanäle mit dem Rhein. Unterteilt wird der DEK in eine Nord- und Südstrecke. 
Die Nordstrecke beginnt mit der Einmündung des Mittellandkanals von Bergeshöve-
de bis Herbrum. Die Südstrecke verläuft von Bergeshövede über Münster bis nach 
Dortmund. Der DEK befindet sich in der Zuständigkeit der WSÄ Meppen, Rheine und 














Bezüglich der Verkehre ist die Südstrecke stärker belastet, was u. a. mit dem Rich-
tungsverkehr Berlin-Hannover-Ruhrgebiet-Rhein-ARA-Häfen (Ost-West-Magistrale) 
zusammenhängt. Aber auch die Nordstrecke weist mit 4,8 Mio. t hohe Verkehrszah-
len auf.  
Abb. 2: 
Ausschnitt aus dem Dortmund-Ems-Kanal 
Die Schleusen Bollingerfähr, Düthe, 
Hilter, Hüntel und Varloh werden von der 
Projektgruppe in Bremen bearbeitet. 
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Zum Vergleich siehe Tabelle. 
 Zu Tal Zu Berg Gesamt 
Schleuse Herbrum*): 
[2002] 1,885 Mio. t 2,874 Mio. t 4,759 Mio. t 
Schleuse Münster: 
[2002] 5,785 Mio. t 5,445 Mio. t 11,230 Mio. t 
Verkehrszahlen an den Schleusen Herbrum und Münster 








Das zu bearbeitende Projekt umfasst die Grundinstandsetzung von Schleusen an der 
Nordstrecke des Dortmund-Ems-Kanals im Amtsbereich des WSA Meppen. Die 
Schleusen bestehen im Regelfall aus einer neuen Schleuse mit einer Nutzlänge von 
ca. 165 m und 12,0 m Breite aus den 1950er Jahren sowie aus einer derzeitig teil-
weise nicht mehr in Betrieb befindlichen alten Schleuse (Ende der 1890er Jahre) mit 
einer geböschten Schleusenkammer. 
Abb. 3: 
Die Schleusenanlage Düthe. Links vom Mitteldamm die alte Schleuse mit  
geböschter Kammer 
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Die neuen Schleusen sollen für eine weitere Lebensdauer von 40 Jahren grund-
instand gesetzt werden. Die Sanierung betrifft dabei überwiegend die stahlwasser-
baulichen und maschinenbaulichen Einrichtungen (Tore, Füll- und Entleerungsein-
richtungen, Antriebe) und die Instandsetzung der Schleusenkammern (Ausrüstungen, 
Panzerung der Spundwände) sowie Umbau der Hochbauten. Außerdem sollen die 
Schleusen für die Fernsteuerung vorbereitet werden. 
 









Schleuse - - - - *) Bollingerfähr neue 




Schleuse 165,0 x 10,0 2005 
Böschungs- 
schleuse Düthe neue 
Schleuse 
195,070 
165,0 x 12,0 
2,20 m 
2008 Spundwand- kammer 
alte 
Schleuse 165,0 x 10,0 2005 
Böschungs- 
schleuse Hilter neue 
Schleuse 
185,890 
165,0 x 12,0 
1,50 m 
2007/08 Spundwand- kammer 
alte 
Schleuse - - - - *) Hüntel neue 




Schleuse 165,0 x 10,0 2005 
Massivbau- 
schleuse Varloh neue 
Schleuse 
158,120 
165,0 x 12,0 
3,67 m 
2006 Spundwand- kammer 
 
Vom WSA Bremen zu bearbeitende Schleusenanlagen 
*) Alte Schleusen bereits ertüchtigt. 
 
Die Schleuse Varloh steht unter Denkmalschutz. Hier sind Abstimmungen mit den 
zuständigen Landesbehörden erforderlich. Insbesondere der Stoßschutz dürfte bei 
den Gesprächen thematisiert werden. Probleme werden aber nicht erwartet, da die 
Grundinstandsetzung und die Betriebssicherheit der Anlagen unabdingbar sind. 
Für die Gesamtmaßnahme werden folgende Entwürfe-AU von der Projektgruppe 
aufgestellt: 
1. Ertüchtigung alte Schleusen 
2. Grundinstandsetzung Varloh und Bollingerfähr 
3. Grundinstandsetzung Hilter und Düthe 
4. Grundinstandsetzung Hüntel 
Die Ausschreibung der Maßnahmen erfolgt in gleichen Arbeitspaketen wie die Ent-
würfe. 
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Die Maßnahmen umfassen ein Investitionsvolumen von ca. 32 Mio. €. Nach vorlie-
gendem Projektablaufplan ist die Gesamtmaßnahme Ende 2009 realisiert. 
Als weitere Schleusen liegen die Anlagen Herbrum, Meppen und Dörpen (Küstenka-
nal) im Zuständigkeitsbereich des WSA Meppen. Die neue Schleuse Herbrum wurde 
1965 gebaut. Die Schleuse Dörpen wurde bereits 1995/98 grundinstand gesetzt. Die 




3.2 Die alten Schleusen 
Während der Grundinstandsetzung der neuen Schleusen wird der Verkehr - mit Ein-
schränkungen – über die alten Schleusen abgewickelt. Diese sind vorab zu ertüchti-
gen. Während die alten Schleusen Bollingerfähr und Hüntel bereits vorbereitet sind, 
müssen bei den Schleusen Hilter, Düthe und Varloh die Unter- bzw. Obertore erneuert 
werden, damit der Verkehr mit eingeschränkter Abladetiefe und geringerer Breite  
(diese alten Schleusen sind max. 10 m breit) abgewickelt werden kann. Es sollen die 
abgängigen, noch genieteten Stemmtorpaare am Unterhaupt der alten Schleusen  
Hilter und Varloh sowie am Oberhaupt der alten Schleuse Düthe durch neue ge-
schweißte Konstruktionen ersetzt werden. Dabei wird die vorhandene Grundkonstrukti-
on der Tore (Stemmtorsystem) nicht geändert. Nach der Grundinstandsetzung können 
die Schleusen noch ca. 15 Jahre weiter als Ersatzschleuse betrieben werden. 
Abb. 4: 
Die alte Schleuse Düthe mit geböschter Schleusenkammer 
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3.3 Die neuen Schiebetorschleusen 
Die neuen Schleusenanlagen Varloh, Hüntel, Hilter, Düthe und Bollingerfähr sind 
durch Grundinstandsetzungsmaßnahmen für einen weiteren Zeitraum von 40 Jahren 
betrieblich und verkehrlich den Anforderungen der Schifffahrt anzupassen und für die 
Fernbedienung vorzubereiten. Die neuen Schleusen bestehen – außer Schleuse 
Hüntel – aus Spundwandkammern. 
Abb. 5: 
Typische Ausführung der neuen Schleusen als Spundwandschleuse 
 
Die vorhandenen Schiebetore sowie die Füll- und Entleerungssysteme werden durch ge-
schweißte Neubauten ersetzt. Ursächlich für einen Neubau ist im Wesentlichen die man-
gelnde Betriebsfestigkeit der geschweißten Torkonstruktion. Aber auch die Rollschütze 
und die Torunterwagen sind wartungs- und verschleißträchtig, so dass eine wesentliche 
Verbesserung der Konstruktion mit längeren Wartungsintervallen gewünscht wird. 
Als Füll- und Entleerungssysteme sollen statt der vorhandenen Rollschütze künftig 
Drucksegmente eingebaut werden. Die Tore im Unterhaupt sollen durch Einbau von 
Stoßschutzanlagen geschützt werden. Gemeinsam mit der BAW Karlsruhe werden ver-
schiedene Möglichkeiten, wie z. B. Seilstoßschutz oder Stoßbalken, untersucht. Die An-
ordnung gestaltet sich insbesondere aus tiefbaulicher Sicht schwierig. Die Reaktions-
kräfte aus der Anfahrung sind hinter der Spundwandkammer vor der Schiebetornische 
aufzunehmen und abzuleiten. Favorisiert wird derzeitig die Anordnung eines Stoß-
schutzbalkens mit Jarret-Puffer.  
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An den Häuptern der Schleusen werden Rührwerke und Luftsprudelanlagen für die 
Eisfreihaltung und Geschwemmselbeseitigung eingebaut. 
Da der gesamte Stahlwasserbau zu erneuern ist und die Anlagen an die Fernbedie-
nung (Fernsteuerung) angeschlossen werden sollen, ist eine Wiederverwendung der 
alten Maschinenkomponenten nicht möglich. Alle maschinellen Anlagenteile werden 
deshalb erneuert. 
Bei der Entwurfsbearbeitung sollen zusätzlich Verbesserungsvorschläge und über-
greifende Erfahrungen der WSÄ mit einbezogen werden. Dadurch sollen bei den bis-
herigen Schwachstellen, wie z. B. Unterwagen des Schiebetores und Rollschütze, 
die Instandhaltungsperioden von 4 Jahre auf 12 Jahre erhöht werden. 
Abb. 6: 
Alle Schiebetore sind im Rahmen der Grundinstandsetzung zu erneuern. 
 
Es wird darauf geachtet, dass die künftige maschinelle Ausrüstung der Schleusen 
folgende Anforderungen erfüllt: 
• Baugleichheit wesentlicher Baugruppen 
• Vereinheitlichung der Antriebstechnik 
• Geringe Ausfallwahrscheinlichkeit durch verschleiß- und wartungsarme Technik und 
Materialwahl 
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• Kurze Sperrzeit durch leichten Ersatz oder Austausch von Bauelementen und Bau-
gruppen (Blockbauweise, Lagerhaltung und Bevorratung, einheitliche Elemente und 
Programme) 
• Höchstmaß an Betriebssicherheit und Verfügbarkeit 
Da die gesamten Stahlwasserbauten aller Schleusenanlagen mit PAK-haltigen Be-
schichtungsstoffen konserviert sind, sind sie als Altlasten zu sehen und müssen beson-
ders entsorgt werden. 
Bei den Spundwandschleusen sind die Ausrüstungen (Steigeleitern, Poller, Holme) in-
stand zu setzen. In den Häuptern sind die Laufschienen der Schiebetore zu erneuern. 
An den Stahlbetonholmen der Schiebetornischen und an dem Stahlbeton der Häupter 
ist der Beton zu sanieren, da die Betondeckung teilweise abgesprengt worden ist. Eini-
ge der Spundwandkammern sind mit einer Panzerung auszurüsten, da die Tragfähigkeit 
wegen der Korrosionsschäden nicht mehr in vollem Umfang gegeben ist. Die Beschich-
tungen der Spundwände enthalten Asbest bzw. PAK und sind unter gesundheitsschutz-
lichen Randbedingungen zu sanieren. 
 
Abb. 7: 
Schleusensteuerstand der Schleuse Varloh 
 
Die hochbaulichen Einrichtungen sind im Zuge der Vorbereitung für die Fernsteuerung 
umzubauen. Neue Gebäude sind fallweise zur Aufnahme von maschinenbaulichen Ein-
richtungen und zur Aufnahme der Vorortsteuerung erforderlich. 
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4 Die Schleuse Hüntel 
Die Schleuse Hüntel besteht aus einer Massivbaukammer mit Stemmtoren und Um-
läufen in den Häuptern. Die Schleuse wurde 1928 erbaut, ist 223 m lang und 12 m 
breit. Diese Schleuse ist damit ca. 60 m länger als die übrigen Spundwandschleusen. 
Die Kammerwände sind mit Klinker verblendet. Die Tore sind auch hier zu erneuern, 
dabei wird geprüft, ob das bei den Schiebetorschleusen gewählte Füll- und Entlee-
rungssystem mit den Drucksegmenten auch in Stemmtore eingebaut werden kann. 
Außerdem ist lt. Entwurf-HU die Erneuerung der Vorsatzschale vorgesehen. Dies ist 
aber noch durch Materialuntersuchungen zu klären, denn die Herstellung einer neu-
en Vorsatzschale aus Beton ist technisch anspruchsvoll sowie wirtschaftlich kosten-
treibend bei bekanntlich knappen Haushaltsmitteln. Der gute optische Zustand der 
Kammer lässt hoffen, dass es bei einer lokalen Ausbesserung des Klinkermauer-
werks bleiben kann. Zurzeit laufen Untersuchungen an Bohrkernen bei der BAW 
Karlsruhe.  
Abb. 8: 
Schleuse Hüntel mit massiver Schleusenkammerwand,  
hier trockengelegt. 
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5 Maßnahmen der Elektro- und Nachrichtentechnik 
Die elektro- und nachrichtentechnischen Anlagen der Schleusen stammen teilweise 
noch aus der Bauzeit. Sie wurden zwar im Laufe der Jahre angepasst, teilweise er-
neuert und saniert, entsprechen aber nicht mehr dem Stand der Technik und sind für 
eine Automatisierung/Fernsteuerung grundsätzlich nicht geeignet. Sie sind zu erneu-
ern. 
Es sind für die Stromversorgung, die Steuerleitungen und die KOM-Technik neue 
Trassen mit Leerrohren und Schächten vorgesehen. Die grundinstand zu setzenden 
Schleusen erhalten einschl. der Vorhäfen neue Beleuchtungseinrichtungen mit war-
tungssicheren Klappmasten. 
Die Steuerungsabläufe der Schleusen werden durch speicherprogrammierbare Steu-
erungen realisiert. Die Bedienung und Überwachung der Anlagen erfolgt über Moni-
tore des Prozessvisualisierungssystems. Auf Grund der Automatisierung müssen 
Betriebspegelanlagen eingebaut werden. 
Der Aufbau zentraler Bedienstände erfordert die Einrichtung einer aufwändigen und 
anspruchsvollen Kameratechnik. Die Lautsprecher-, Wechselsprech- sowie die 
TK/KOM- und NIF-Anlagen sind aufgrund ihres Alters mit den heutigen Übertra-
gungstechniken nicht mehr kompatibel und werden erneuert. 
Alle Anlagen werden mit Ethernet-Schnittstellen ausgestattet und an ein Netzwerk 
angeschlossen. Damit ist eine einheitliche und sichere Kommunikation, Datenüber-
tragung und Wartungsfreundlichkeit gewährleistet. Die Datenübertragung erfolgt  
über ein zu verlegendes, ca. 70 km langes Lichtwellenleiterkabel von der Schleuse 
Bollingerfähr bis zur Schleuse Gleesen. 
Das Konzept der Fernsteuerung sieht insgesamt 3 Bedienkreise (Nord, Süd, Mitte) 
vor. Die Fernbedienzentrale Nord befindet sich in Herbrum und bedient die Schleu-
sen Dörpen, Herbrum und Bollingerfähr, sobald diese vorgerüstet ist. Die Fernbe-
dienzentrale für die Bedienkreise Mitte und Süd befindet sich in Meppen. Mit der 
Vorbereitung der Schleusen Bollingerfähr und Varloh werden die Bedienkreise Nord 
und Süd zuerst mit den bereits vorbereiteten Schleusen in den Wirkbetrieb gehen. 
Diese beiden Schiebetorschleusen werden zuerst bearbeitet. 
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Abb. 9: 
Die Bedienkreise Nord, Mitte und Süd mit den Fernbedienungszentralen in Herbrum und Meppen 




Nach über einjähriger Erfahrung in Projektarbeit kann ein positives Echo - sowohl 
beim Auftraggeber als auch bei der Projektgruppe – gezogen werden. Wenn auch 
das zeitnahe Berichtswesen mit zahlreichen Protokollen, Statusberichten, Offene-
Punkte-Listen, Entscheidungslisten, Projektablauf- und Strukturplänen viel Zeit (des 
Projektleiters) in Anspruch nimmt, ändert dies nichts an der Notwendigkeit der erfor-
derlichen Dokumentationen. Schließlich erfolgt die Projektarbeit strukturiert nach vor-
gegebenen Reglements. Dies ist bei großen, verzahnten Projekten unabdingbar. 
Letztlich bleibt die WSD-übergreifende Projektarbeit ein Instrument wirtschaftlicher 
Aufgabenerledigung ersten Ranges. 
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Erneuerung des Küstenkanals – Stadtstrecke Oldenburg 
 
Der lange Weg zur Auftragserteilung 
 




Die Stadtstrecke Oldenburg wurde in den Jahren 1921 bis 1935 als Ausbau des be-
stehenden Hunte-Ems-Kanals erbaut. Die Stadtstrecke Oldenburg bezeichnet die 
850 m lange Strecke zwischen dem Stau (KK-km 0,000) und der Cäcilienbrücke  
(KK-km 0,850). Der schlechte bautechnische Zustand der Spundwände beeinträch-
tigt zunehmend die Standsicherheit. Die Spundwände sind erheblich angerostet bzw. 
durchgerostet und durch wechselnde Tidewasserstände wird zunehmend Bodenma-
terial durch die vorhandenen Rostlöcher hinter der Spundwand ausgespült. Da die 
Erneuerung der Spundwände unabdingbar ist, wurde die Baumaßnahme "Stadtstre-
cke Oldenburg" nach abgeschlossenem Planfeststellungsverfahren durch das WSA 










         
 
Abb. 1: Luftbild des Küstenkanals 
   Stadtstrecke Oldenburg 
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Die Arbeiten am Küstenkanal im Bereich der Stadtstrecke Oldenburg beinhalten  
neben der Erneuerung der Spundwände eine Verbreiterung von derzeit 27 m auf ca. 
32 m und eine Vertiefung der Kanalsohle von NN - 3,50 m auf NN - 4,00 m (vgl. 












Die Bauausführung erfolgt in drei Schritten. Zunächst wird auf der Uferstraßenseite 
die neue Spundwand 6 m hinter der vorhandenen Wand eingerüttelt. Anschließend 
erfolgt das Einbringen der neuen Spundwand auf der Kanalstraßenseite 1 m vor der 
vorhandenen Spundwand. Abschließend wird die Stadtstrecke auf das vorgegebene 
Maß vertieft. Neben den Tiefbauarbeiten sind auch Straßenbauarbeiten zur Verle-
gung der Uferstraße und Landschaftsbauarbeiten erforderlich. Auch wenn diese Ar-
beiten in separaten Bauverträgen vergeben wurden, so sind sie dennoch in ihren Ab-
läufen eng miteinander verzahnt. Darüber hinaus finden die gesamten Arbeiten in 
unmittelbarer Nähe zur Wohnbebauung und zum Baumbestand statt, so dass die 
örtlichen Gegebenheiten und die Auflagen des Planfeststellungsbeschlusses einen 
engen Rahmen für die Bauausführung vorgeben. 
  Abb. 2: 
  Schematische Darstellung der Stadtstrecke Oldenburg 








Die vom WSA Bremen erarbeiteten Verdingungsunterlagen für den Tiefbauvertrag 
berücksichtigen die o. g. örtlichen Randbedingungen und enthalten entsprechende 
Vorgaben, die zwingend einzuhalten sind, um einen reibungslosen und sicheren 
Bauablauf in der vorgegebenen Zeit erwarten zu lassen. Bestandteil der Verdin-
gungsunterlagen ist daher auch ein amtsseitig vorgegebener Bauablauf, der verbind-
liche Anfangs- und Endtermine sowie vertragliche Zwischentermine festlegt. 
Im Rahmen des Wettbewerbs haben zehn Firmen Angebote eingereicht. Diese wur-
den einer rechnerischen sowie umfangreichen fachlichen und wirtschaftlichen Prü-
fung unterzogen. Grundlage dieser Prüfung waren die in den Verdingungsunterlagen 
festgelegten Wertungskriterien 1. Gerätekonzept, 2. Bauzeit und 3. Preis.  
Aufgrund der Abgabe eines eigenen Bauablaufplanes im Hauptangebot, der die vom 
WSA vorgegebenen technisch-bauzeitlichen Zusammenhänge veränderte, wurde 
das Angebot des preisgünstigsten Bieters (Bieter A) entsprechend der Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen aufgrund einer unzulässigen Änderung der Ver-
dingungsunterlagen gemäß § 25 Nr.1 Abs.1 b und § 21 Nr.1 Abs.2 VOB/A vom 
Wettbewerb ausgeschlossen. In der Vorinformation gemäß § 13 VgV wurde den Bie-
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3 Nachprüfungsverfahren 
Mit Schreiben vom 11.03.2004 wurde das Vorgehen des WSA und der genannte 
Ausschlussgrund von dem vom Verfahren ausgeschlossenen Bieter A gerügt. Trotz 
ausführlicher Stellungnahme von Seiten des WSA wurde am 17.03.2004 ein Nach-
prüfungsverfahren (vgl. Abb. 3) bei der Vergabekammer des Bundes eingeleitet.  
Am gleichen Tag wurde das WSA durch die Vergabekammer aufgefordert, die Ver-
gabeakten umgehend zu übersenden. Es wurde dem WSA die Möglichkeit einge-
räumt, bis zum 24.03.2004 Stellung zur Antragsbegründung des Bieters A zu neh-
men. Innerhalb kürzester Zeit mussten daher die Vergabeunterlagen für die eigene 
Verwendung vervielfältigt, der Vergabekammer im Original überbracht und die Ak-
teneinsicht gemäß § 111 GWB für die Antragstellerin (Bieter A) und die Beigeladene 
(Bieter B) geregelt werden. Darüber hinaus waren Abstimmungsgespräche mit der 
WSD zu führen und das BMVBW gemäß VV-WSV 21 02 über den Sachstand zu in-
formieren. 
Da der Vergabekammer eine 5-Wochenfrist zur Entscheidung über den Antrag zu-
steht, musste außerdem der ursprünglich vorgesehene Termin für die Zuschlagser-
teilung vom 18.03.2004 auf den 13.05.2004 verschoben werden. 
In der mündlichen Verhandlung vor der Vergabekammer des Bundes standen forma-
le Aspekte im Vordergrund. Fragen zum Bauablauf oder zu dem Bauverfahren waren 
nebensächlich und dienten lediglich der Erläuterung. Die Entscheidung des Verfah-
rens wurde nicht im Anschluss an die Verhandlung, sondern erst nach weiterer Prü-
fung der Vergabekammer am 21.04.2004 bekannt gegeben:  
1. Der Nachprüfungsantrag wird zurückgewiesen 
2. Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens (Gebühren und Auslagen) 
einschließlich der zur zweckentsprechenden Rechtsverteidigung notwendi-
gen Aufwendungen der Antragsgegnerin und der Beigeladenen zu tragen. 
3. Die Hinzuziehung eines Verfahrensbevollmächtigten durch die Beigeladene 
war notwendig. 
"Die Antragstellerin wurde nicht zu Unrecht gemäß § 25 Nr.1 Abs.1 b und § 21 
Nr.1 Abs.2 VOB/A von der Wertung ausgeschlossen, denn ihr Angebot enthielt 
unzulässige Änderungen der Verdingungsunterlagen." 
Die vollständige Entscheidung kann im Internet unter www.bundeskartellamt.de (Ent-
scheidung: VK1-45/04) eingesehen werden. 
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  Abb. 3: Ablauf Nachprüfungsverfahren [Quelle: Bundeskartellamt] 
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4 Sofortige Beschwerde  
Innerhalb der zulässigen 2-wöchigen Beschwerdefrist wurde mit Schreiben vom 
06.05.2004 durch den Bieter A Sofortige Beschwerde vor dem Oberlandesgericht 
(OLG) in Düsseldorf eingelegt. Im Zuge der Beschwerde stellte die Antragstellerin 
auch gleichzeitig einen Antrag auf Verlängerung der aufschiebenden Wirkung gemäß 
§ 118 Nr.1 Abs.2 GWB. Dieser Antrag war für den Bieter A zwingend erforderlich, da 
die aufschiebende Wirkung 2 Wochen nach Ablauf der Beschwerdefrist entfällt, d. h. 
dass dann eine wirksame Zuschlagserteilung von Seiten des WSA auch ohne ab-
schließende Entscheidung des OLG möglich ist.  
Da die Dauer des Beschwerdeverfahrens bis zur endgültigen Entscheidung des  
Oberlandesgerichtes nicht feststand, wurde die Zuschlags- und Bindefrist basierend 
auf der 2-wöchigen Beschwerdefrist zunächst vom 13.05.2004 auf den 03.06.2004 
verlängert.  
Nach Einleitung des OLG-Verfahrens wurde die Federführung vom WSA Bremen an 
das Dezernat R der WSD Nordwest übergeben. Als Frist für eine Stellungnahme zu 
dem Antrag des Bieters (gemäß § 118 Nr. 1 Abs. 2 GWB) wurde vom Oberlandesge-
richt der 17.05.2004 und für die Beschwerdeerwiderung der 24.05.2004 festgesetzt. 
Durch das Rechtsdezernat der WSD wurde der Sachverhalt unter Beibringung des 
baufachlichen Teils durch das WSA dann erneut aufbereitet und dem OLG über-
sandt.  
Am 24.05.2004 wurde der Antrag des Bieters A, die aufschiebende Wirkung ihrer 
sofortigen Beschwerde gegen den Beschluss der 1. Vergabekammer des Bundes bis 
zur Beschwerdeentscheidung zu verlängern, durch das Oberlandesgericht zurück-
gewiesen. Als Begründung wurde u. a. benannt, dass der Antragstellerin bereits die 
Antragsbefugnis zur Einleitung eines Vergabenachprüfungsverfahrens gefehlt habe. 
Gemäß § 107 Abs.2 Satz 2 GWB sei ein Unternehmen nur dann antragsbefugt, 
wenn es (u. a.) darlegen kann, dass ihm durch die behauptete Verletzung der Verga-
bevorschriften ein Schaden entstanden ist oder zu entstehen droht. Sinn und Zweck 
dieser Vorschrift sei es zu verhindern, dass ein Bieter, der auch bei ordnungsgemäß 
durchgeführtem Vergabeverfahren keine Aussicht auf Berücksichtigung seines An-
gebots und auf Erteilung des Zuschlags gehabt hätte, ein Nachprüfungsverfahren 
einleiten kann. Da die Antragstellerin ein Angebot abgegeben habe, das keine Aus-
sicht auf den Zuschlag hat, fehle ihr die Antragsbefugnis, mit der Folge, dass sie zu-
lässigerweise kein Nachprüfungsverfahren betreiben könne.  
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Mit dieser Entscheidung des OLG im Eilverfahren wurde die Antragstellerin gleichzei-
tig aufgefordert, dem Senat innerhalb von 2 Wochen nach Zugang des Beschlusses 
mitzuteilen, ob sie ihre Beschwerde aufrecht erhalten wolle. Der Bieter A hat nach 
o. g. Entscheidung des OLG seine Beschwerde zurückgezogen, so dass in der 
Hauptsache keine Entscheidung mehr gefällt werden musste. Der Zuschlag konnte 





Durch die Einleitung des Nachprüfungsverfahrens und der anschließenden Soforti-
gen Beschwerde konnte der Zuschlag für die Erneuerung des Küstenkanals erst 
ca. 13 Wochen später als ursprünglich vorgesehen erfolgen (vgl. Abb. 4).  
 
04.09.2003 Versendung der Vorinformation  
31.10.2003 Versendung der Bekanntmachung 
08.01.2004 Submission 
04.03.2004 Versendung Bieterinformation gem. § 13 VgV 
11.03.2004 Rügeschreiben des Bieters A 
17.03.2004 Einleitung des Nachprüfungsverfahrens  
18.03.2004 Geplante Zuschlagserteilung 
[Verlängerung der Zuschlags- und Bindefrist bis zum 13.05.2004] 
14.04.2004 Mündliche Verhandlung vor der 1. Vergabekammer des Bundes, Bonn 
21.04.2004 Entscheidung der 1. Vergabekammer des Bundes, Bonn 
06.05.2004 Sofortige Beschwerde des Bieters A 
13.05.2004 Geplante Zuschlagserteilung 
[Verlängerung der Zuschlags- und Bindefrist bis zum 03.06.2004] 
24.05.2004 Entscheidung des Oberlandesgerichts Düsseldorf 
03.06.2004 Geplante Zuschlagserteilung 
[Verlängerung der Zuschlags- und Bindefrist bis zum 05.08.2004] 
08.06.2004 Eingang des OLG-Urteils beim WSA Bremen 
14.06.2004 Zuschlagserteilung 
 
   Abb. 4: Zeitlicher Ablauf bis zur Auftragserteilung 
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Die Verfahren haben einschließlich der Abwicklung des Schriftverkehrs sowie der 
Vorbereitung und Nachbereitung verschiedener Besprechungen in großem Maße 
Personal gebunden und hohen administrativen Aufwand verursacht. Die dreimalige 
Verlängerung der Zuschlagsfrist hat bewirkt, dass sich die Baumaßnahme letztend-
lich in eine ungünstige Jahreszeit verschoben hat, in der Schnee und Eisgang den 
Bauablauf gefährden können. Darüber hinaus ist in den Monaten während des 
Nachprüfungs- und Beschwerdeverfahrens der Stahlpreis immens gestiegen. Um die 
Tiefbauarbeiten trotz der Verzögerung reibungslos abwickeln zu können und Kollisio-
nen mit den Gewerken Straßenbau und Landschaftsbau zu vermeiden, waren auch 
im Anschluss an das OLG-Verfahren die Arbeiten auf Seiten des WSA Bremen nicht 
abgeschlossen. In Zusammenarbeit mit dem Auftragnehmer (Bieter B) musste die 
Abwicklung der Baumaßnahme den neuen Gegebenheiten angepasst werden. 
Die Kosten, die sich aus dem Nachprüfungsverfahren und dem Verfahren vor dem 
OLG ergeben haben, sind durch die Antragstellerin zu tragen. Dies beinhaltet jedoch 
nur die Verfahrenskosten selbst und nicht die Kosten, die durch die Verzögerung des 
Bauablaufs entstehen. Die sich aus dem Verfahren ergebenen Konsequenzen hin-
sichtlich des Bauablaufs sind allein durch das WSA Bremen und den Auftragnehmer 
(Bieter B) zu tragen. 
Bereits bei der Planung von Baumaßnahmen und der Erstellung von komplexen 
Bauabläufen müssten diese Verfahren eigentlich terminlich mit einkalkuliert werden. 
Dies ist aber kaum leistbar, wenn derartig enge Rahmenbedingungen und terminliche 
Abhängigkeiten wie an der Stadtstrecke Oldenburg vorliegen. Es ist nicht möglich, 
mehrere voneinander abhängige Gewerke in einem Terminplan so zu koordinieren, 
dass durch entsprechende Puffer die Einleitung eines Nachprüfungsverfahrens auf-
gefangen werden kann. Darüber hinaus sind die Kosten, die aus der terminlichen 
Verschiebung der Baumaßnahme durch Einleitung eines Nachprüfungsverfahrens 
entstehen, im Vorfeld nicht kalkulierbar.  
Die Vielzahl der Entscheidungen der Vergabekammer des Bundes und des Oberlan-
desgerichts Düsseldorf zeigen, dass die Einleitung derartiger Verfahren fast zum 
Trend geworden ist. Es lässt sich erahnen, dass der lange Weg zur Auftragserteilung 
künftig noch häufiger zu beschreiten ist. 
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Arbeitskreis Nassbaggerei Küste – eine besondere 
Einrichtung in der WSV 
 





Eine der Kernaufgaben unserer Wasser- und Schifffahrtsverwaltung ist die Gewähr-
leistung der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs auf den Bundeswasser-
straßen. Dazu gehören u. a. die Erhaltung und Wiederherstellung ausreichender 
Fahrwassertiefen. Dies erfolgt im Rahmen der Unterhaltung der Wasserstraßen 
durch Nassbaggerarbeiten. Insgesamt werden in Deutschland jährlich Unterhal-
tungsbaggerarbeiten im Umfang von etwa 40 bis 50 Mio. m3 ausgeführt. Davon sind 
rund 5 Mio. m3 in den Binnenschifffahrtsstraßen zu baggern. Weitere 5 Mio. m3 fallen 
bei der Unterhaltung der großen Seehäfen wie Hamburg, Bremen/Bremerhaven, 
Emden, Cuxhaven usw. an. Der mit jährlich etwa 35 Mio. m3 weitaus größte Teil der 
Unterhaltungsbaggerungen erfolgt aber in den Seeschifffahrtsstraßen des Küstenbe-
reiches, speziell in den Revieren Unter- und Außenems, Jade, Weser, Elbe, Nord-
Ostsee-Kanal (Einfahrten und Schleusen Brunsbüttel) sowie mecklenburg-
vorpommersche Ostseeküste.  
 
 
Allgemeines zur Nassbaggerei 
Baggerei im Zusammenhang mit Wasserstraßen meint meist immer Nassbaggerei 
(engl. dredging, im Gegensatz zu excavating), d. h. das Baggermaterial wird unter 
Wasser gewonnen. Nassbaggerarbeiten sind aus den verschiedensten Gründen er-
forderlich, z. B. zur  
• Gewinnung von Baumaterial (Sand, Kies) für die Bauwirtschaft  
• Gewinnung von Boden für Landgewinnung/Deichbau/Küstenschutz (Beispiel 
Strandvorspülungen Sylt)  
• Pflege von Gewässern (Beispiel Entfernung kontaminierter Sedimentschichten)  
• Neu- und Ausbau von Wasserstraßen und Häfen  
• Unterhaltung von Wasserstraßen und Häfen (d.h. Wiederherstellen der für die 
Schifffahrt erforderlichen Tiefe)  




– 37 – 
 
Entsprechend dem jeweiligen Ziel der Baggerarbeiten wird das gebaggerte Material, das 
Baggergut, unterschiedlich behandelt: 
• Entnahme aus dem Gewässer (meist) durch Verspülen in flexiblen oder starren 
Spülleitungen an Land zur Weiterverwendung (Baustoffe, Landgewinnung) oder 
Deponierung (zur Unterbringung überschüssigen Bodens aus Neubau- oder Un-
terhaltungsmaßnahmen oder zur Lagerung, ggf. nach Vorbehandlung, kontami-
nierter Sedimente)  
• Umlagerung im Gewässer durch Verklappen in Bereichen, in denen es aufgrund 
vorhandener Übertiefen nicht mehr stört. Dieses Verfahren wird in der Regel bei 
der Unterhaltung und, soweit möglich, auch beim Neu- und Ausbau von Wasser-
straßen und Häfen angewandt. Eine besondere Form von Umlagerung im Gewäs-
ser erfolgt beim Einsatz von Wasserinjektionsbaggern oder "Schlickeggen": das 
Baggergut wird vom Bagger nicht aufgenommen, sondern an der Gewässersohle 
lediglich aufgerührt und durch die natürlichen Strömungsverhältnisse fortgetragen.  
 
Für diese Arbeiten können grundsätzlich folgende Baggergeräte zum Einsatz kommen: 
• Pontonbagger: Auf einem schwimmenden, durch Stelzen oder Drähte verankerten 
Ponton steht ein Seil- oder Hydraulikbagger, der das Baggergut an der Gewässer-













Abb. 1:  Pontonbagger 
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• Eimerkettenbagger: Bei dem durch Drähte (oder seltener: durch Stelzen) veranker-
ten Eimerkettenbagger wird das Baggergut durch die Eimer an der sich drehenden 


















Abb. 2:  Eimerkettenbagger 
 
 
• Cutterbagger (Schneidkopfsaugbagger): Von einem schwimmenden, durch Stelzen 
oder Drähte verankerten Ponton ragt ein Saugrohr, an dessen vorderen Ende ein 
rotierender Schneidkopf das Baggergut an der Gewässersohle löst. Das gelöste 
Baggergut wird durch das Rohr gesaugt und an Land oder in Schuten verspült. 
Abb. 3:  Cutterbagger 
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• Hopperbagger (selbstfahrender Laderaumsaugbagger): Von einem freifahrenden 
Schiff wird das Baggergut durch ein Saugrohr an der Gewässersohle aufgenom-
men und in den Schiffsladeraum gesaugt. Nach Beendigung des Ladevorgangs 
wird das Baggergut zu separaten Klappstellen transportiert und verklappt oder zu 
einer Entladestation transportiert und verspült. 
Abb. 4:  Hopperbagger 
• Wasserinjektionsgerät: von einem freifahrenden Schiff wird durch ein nahe der 
Gewässersohle geführtes Druckrohr Druckwasser in die oberen Bodenschichten 
injiziert. Das so fließfähig gemachte Baggergut wird von der natürlichen Strömung 
aus dem Baggerbereich fortgetragen. 
Abb. 5:  Wasserinjektionsgerät 
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Unterhaltungsbaggerei der WSV im Küstenbereich 
Für die Unterhaltungsbaggerarbeiten der WSV in den Hauptfahrwassern im Küsten-
bereich kommen zum ganz überwiegenden Teil Hopperbagger unterschiedlicher 
Größe zum Einsatz. Das 
Baggergut wird dabei in 
der Regel innerhalb des 
Gewässers auf Klappstel-
len im oder nahe des 
Fahrwassers umgelagert. 
Die Arbeiten werden zu 
etwa 25 % im Eigenbetrieb 
der WSV (Hopperbagger 
"Nordsee") und zu etwa 
75 % durch Nassbagger-
unternehmen ausgeführt. 
Der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung verursachen die Unterhaltungsbaggerarbei-
ten zurzeit Kosten von jährlich mehr als 60 Mio. €. Für die betroffenen Wasser- und 
Schifffahrtsämter Emden, Wilhelmshaven, Bremen, Bremerhaven, Hamburg, Cuxha-
ven, Brunsbüttel und Stralsund bedeutet dies, dass ihre Ausgaben für Nassbaggerei 
häufig den größten Einzelposten in ihrem Haushalt darstellen.  
Grund genug, um die Optimierung der Unterhaltungsbaggerei zur Daueraufgabe zu 
machen. Hinzu kommen gestiegene Umweltanforderungen, so dass die Aufgabe 
entsteht, einerseits die Kosten niedrig zu halten und andererseits das anfallende 
Baggergut umweltfreundlich und den nationalen und internationalen Regelungen und 
Übereinkünften entsprechend unterzubringen.  
 
    Abb. 7:  Baggermengen 2002 in den Hauptfahr-            Abb. 8:  Baggerkostenentwicklung 1999 – 2002 

















































Abb. 6:  Hopperbagger "Nordsee" 
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Arbeitskreis Nassbaggerei Küste – AKN – 
Damit nicht jedes Amt diese Aufgabe für sich allein lösen muss und damit über Re-
vier- und Direktionsgrenzen hinweg die Wirtschaftlichkeit der Unterhaltungsbaggerei 
im Küstenbereich durch Austausch, Zusammenarbeit und gemeinsames Handeln 
verbessert wird, haben sich die betroffenen Ämter gemeinsam mit den WSDn Nord 
und Nordwest im Arbeitskreis Nassbaggerei Küste – AKN – organisiert. 
 
Abb. 9:  Übersichtskarte 
 
 
Zweck des AKN 
Die Zusammenarbeit im AKN dient dem Zweck, die Wirtschaftlichkeit der Unterhal-
tungsbaggerarbeiten zu verbessern, die Kosten zu vermindern sowie die umweltge-
rechte Durchführung der Arbeiten sicherzustellen. Dazu werden im AKN gemeinsa-
me Handlungsstrategien erarbeitet, ein gemeinsames Berichtswesen zu Einsatz-, 
Leistungs- und Kostendaten (der "Jahresbericht Nassbaggerei Küste") bereitgestellt 
sowie Informationen zu allen Angelegenheiten der Nassbaggerei im Küstenbereich 
ausgetauscht. Im Einzelnen gehören dazu u. a.: 
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─ Abstimmung von Strategien zur Durchführung von Nassbaggerarbeiten und zur 
Unterbringung des Baggergutes  
─ Abstimmung der Ausschreibungen für die Vergabe von Baggerarbeiten an Nass-
baggerfirmen und Vereinheitlichung der Ausschreibungsbedingungen 
─ Koordination des revierübergreifenden Einsatzes des WSV-eigenen Lade-
raumsaugbaggers "Nordsee" und von Firmengeräten 
─ Erarbeitung von Vorschlägen zur technisch-wirtschaftlichen Optimierung baggerei-
bezogener Vorschriften und Regelungen 
─ Information über gesetzliche Rahmenbedingungen, Vorschriften und Verordnun-
gen mit Einfluss auf die Durchführung von Nassbaggerarbeiten und die Handha-
bung und Unterbringung des Baggergutes sowie Koordination ihrer einheitlichen 
Auslegung 
─ Behandlung baggereibezogener Einzelprobleme, ggf. mit fallweiser Beauftragung 
von Arbeitsgruppen oder externer Experten  
─ Zusammenarbeit und Pflege von Kontakten zu nationalen und internationalen Ver-
einigungen, Verbänden, Instituten und Arbeitsgruppen auf dem Gebiet der Nass-
baggerei. 
Sprecher des AKN ist der Leiter des WSA Bremerhaven. 
 
 
Strukturen des AKN 
Dabei ist der AKN nicht in die Linienstrukturen der WSV eingefügt. Er hat gegenüber 
seinen Mitgliedern keinerlei Weisungsbefugnis, d.h. die Verantwortung für die Aus-
führung der Unterhaltungsbaggerarbeiten selbst verbleibt bei den zuständigen Was-
ser- und Schifffahrtsämtern. Auch Linienverantwortlichkeiten bleiben gewahrt, d. h. 
jede Dienststelle trifft ihre Entscheidungen eigenverantwortlich im Rahmen der ihr 
zugewiesenen Aufgaben. Dennoch (oder gerade deshalb) ist der AKN ein wichtiges 
Gremium zur Durchführung einer gemeinsamen Leistungsdokumentation, zur Ab-
stimmung gemeinsamer Handlungsstrategien und darüber hinaus zur Bündelung der 
Kontakte und Interessen der WSV auf dem Gebiet der Nassbaggerei nach außen. 
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Abb. 10:  Organisatorische Einordnung des AKN 
 
 
Die Arbeit im AKN erfolgt in verschiedenen Kreisen: die Leiter der beteiligten WSÄ 
sowie die Regionalmanager M der beiden WSDn treffen sich unter Beteiligung des 
BMVBW jährlich zur Sitzung der AKN-Lenkungsgruppe. Dort werden die Ergebnisse 
des Jahresberichtes Nassbaggerei Küste bewertet und die Entscheidungen über die 
zukünftigen Strategien und Ziele in der Unterhaltungsbaggerei getroffen. Die Detail-
arbeit sowie der laufende Erfahrungs- und Informationsaustausch erfolgen dann in 
den eigentlichen, etwa vierteljährlich stattfindenden AKN-Sitzungen. Dort nehmen 
unter Vorsitz des AKN-Sprechers die Sachbereichsleiter 2 sowie die zuständigen 
Dezernenten der WSDn teil. Ebenfalls etwa vierteljährlich trifft sich die Beratergruppe 
2-41. Dort arbeiten die jeweiligen Baggerbüroleiter der Ämter zusammen. Zu be-
stimmten Aufgaben werden von Fall zu Fall Projekt- oder Arbeitsgruppen eingesetzt. 
Außerdem erfolgt, unabhängig von den Sitzungen, ein regelmäßiger Informations-
austausch über alle bei den AKN-Ämtern laufenden Baggerverträge (2 x jährlich) so-
wie über alle in den Revieren eingesetzten Bagger (wöchentlich). Beide Informati-
onsdienste sind Teil der laufenden Einsatzplanung des WSV-eigenen Baggers 
"Nordsee" sowie der von den Ämtern eingesetzten Firmengeräte.  
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Neben der nach innen gerichteten Informations- und Koordinationsarbeit nimmt der 
AKN nach außen auch Aufgaben im Informationsaustausch und in der Kontaktpflege 
zu nationalen und internationalen Organisationen, Verbänden und Vereinigungen auf 
dem Gebiet der Nassbaggerei wahr: 
─ Mitglieder des AKN arbeiten mit in der "Hafenbautechnischen Gesellschaft" 
– HTG – und ihren Fachausschüssen "Baggergut" und "Nassbaggertechnik". 
─ Der Sprecher des AKN ist Mitglied im "Bund-Länder-Arbeitskreis Baggergut Küste" 
– BLABAK –. 
─ Ein Mitglied des AKN ist als Obmann des DIN-Ausschusses 18311 "Nassbagger-
arbeiten" maßgeblich an der Aktualisierung der in VOB/C enthaltenen DIN-Norm  
beteiligt. 
─ Der AKN steht in regelmäßigem Gedankenaustausch mit dem "Verein der Nass-
baggerunternehmen" – VdN –, einem Zusammenschluss von Nassbaggerunter-
nehmen in Deutschland. 
─ Der AKN sucht ständig den Kontakt zu anderen öffentlichen Auftraggebern für 
Nassbaggerarbeiten im Küstenbereich wie Strom- und Hafenbau Hamburg,  
BremenPorts, Hafenämter, kommunale Hafenbetreiber etc. 
─ Unter der Schirm-Mitgliedschaft des BMVBW ist der AKN Mitglied der "Central 
Dredging Association" – CEDA –. Dort sind auf dem Gebiet der Nassbaggerei 
Consultants, Nassbaggerunternehmen, Hafen- und Wasserstraßenbehörden, For-
schungs- und Entwicklungsinstitute, Universitäten etc. engagiert. Als Teil der 
"World Organisation of Dredging Associations" – WODA – deckt CEDA regional 
die Bereiche Europa, Afrika und mittleren Osten ab. 
─ Der Sprecher des AKN ist Mitglied im Organisationskomitee zur Vorbereitung des 
"World Dredging Congress WODCON XVII" der WODA vom 27.09. bis 01.10.2004 
in Hamburg. 
─ Der AKN steht im Austausch mit dem "Centraal Informatiebureau Baggerwerken"  
- CIB -, der Arbeitsgruppe für Baggerarbeiten des "Nationalen Havenraads" der 
Niederlande.  
─ Mitglieder des AKN nehmen regelmäßig am "Workshop on Dredging and Surveying" 
teil, einem jährlichen Erfahrungsaustausch zwischen öffentlichen Auftraggebern, 
Hafenbetreibern und Wasserstraßenbehörden aus Frankreich, Großbritannien, 
Belgien, den Niederlanden, Deutschland, Dänemark, Norwegen und den USA. 
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─ Eine besondere Stellung nimmt die Kooperation im "Central Informationbureau on 
Dredging" – CIOD – ein: Die Zusammenarbeit ist aus einer Arbeitsgruppe des 
Workshop on Dregding and Surveying erwachsen. Über das CIOD findet ein re-
gelmäßiger tabellarischer Informationsaustausch über alle laufenden Nassbagger-
arbeiten der Teilnehmer aus den Ländern Norwegen, Dänemark, Deutschland, 
den Niederlanden, Belgien, Frankreich und Großbritannien statt. In parallel in Ver-
bindung mit dem Workshop on Dredging and Surveying stattfindenden Treffen in-
formieren sich die Teilnehmer darüber hinaus in sehr vertrauensvoller Weise  
über ihre jeweiligen Projekte, Probleme, Erfahrungen und Lösungen, so dass sich 
einerseits ein hervorragender Überblick über den europäischen Baggermarkt er-
gibt und andererseits ein Blick auf die Sicht- und Vorgehensweise anderer Länder 
und Auftraggeber ermöglicht wird. 
 
 
Abb. 11:  Nationale und internationale Kontakte im Nassbaggerbereich 
 
 
Baggerbüro Küste – BBK – 
Als "Sekretariat" oder "Geschäftsstelle" steht dem Arbeitskreis Nassbaggerei Küste 
das Baggerbüro Küste – BBK – zur Verfügung. Das BBK unterstützt den AKN in je-
der Hinsicht in der Organisation und bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben. Dies 
umfasst insbesondere:  
─ Zusammenstellung und Herausgabe des "Jahresberichtes Nassbaggerei Küste" 
─ Dokumentation und Aufbereitung von Einsatz-, Leistungs- und Kostendaten  
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─ Dokumentation von Ausschreibungsunterlagen und WSV-spezifischer Baggerlite-
ratur/Untersuchungsergebnisse 
─ Organisation, Vor- und Nachbereitung der AKN-Gremienarbeit  
─ Koordination des Zusammenwirkens der verschiedenen AKN-Gremien und  
–Arbeitsgruppen 
─ Koordination des revierübergreifenden Informationsaustausches  
─ Bereitstellung von Informationen über das Baggerwesen im weitesten Sinne.  
Organisatorisch ist das mit 1 ½ Stellen ausgestattete Baggerbüro Küste dem WSA 
Bremerhaven zugeordnet, doch  seine Tätigkeit reicht weit über Amts- und Direkti-
onsgrenzen hinaus: auch weiterhin wird zwar jedes Amt seine Aufgaben in eigener 
Verantwortung ausführen, aber durch die Bereitstellung von Daten und Informationen 
zur Nassbaggerei sowie durch die Herstellung von Kontakten soll allen Dienststellen 




In Deutschland sind zur Gewässerunterhaltung Baggermengen von jährlich ca.  
40 – 50 Mio. m3 zu baggern. Mit ca. 35 Mio. m3 fallen die mit Abstand größten Men-
gen bei der Unterhaltung der als Hauptzufahrten zu den deutschen Seehäfen die-
nenden Ästuare Ems, Jade, Weser und Elbe, der Zufahrten zum Nord-Ostsee-Kanal 
im Bereich Brunsbüttel und an der mecklenburg-vorpommerschen Ostseeküste an. 
Die für die Durchführung der Nassbaggerarbeiten verantwortlichen Wasser- und 
Schifffahrtsämter und –direktionen sind im Arbeitskreis Nassbaggerei Küste – AKN – 
organisiert. Der AKN nimmt keine Linienfunktion wahr. Er ist das Forum für die Zu-
sammenarbeit der betroffenen WSÄ und WSDn in der Unterhaltungsbaggerei. Dort 
erfolgt auf der Basis einer gemeinsamen Leistungsdokumentation die Abstimmung 
gemeinsamer Handlungsstrategien. Nach außen unterhält der AKN Kontakte zu nati-
onalen und internationalen Organisationen, Verbänden und Vereinigungen auf dem 
Gebiet der Nassbaggerei. Sprecher des AKN ist der Leiter des Wasser- und Schiff-
fahrtsamtes Bremerhaven. Zur Unterstützung des AKN in all seinen Aufgaben ist 
beim WSA Bremerhaven das Baggerbüro Küste – BBK – eingerichtet. 
 
 




– 47 – 
 
Seekabelverlegung zwischen den 
Leuchttürmen "Alte Weser" und "Tegeler Plate" 
 
Bauarbeiten im Offshore-Bereich – eine Herausforderung 
auch für Spezialisten 
 
von Dipl.-Ing. Werner Kinkartz 




Am 22. Juli 2001 meldete die Station Leuchtturm (LT) "Alte Weser" Stromversorgung-
Alarm. Die Netzersatzanlage hatte übernommen. Sofort eingeleitete Untersuchungen 
ergaben, dass etwa 1.500 m vor dem LT "Alte Weser" ein Kurzschluss im 6 kV-
Seekabel entstanden war. Die Ursache blieb unbekannt.  
Die Stromversorgung des LT "Alte Weser" erfolgt über ein 6 kV / 3 Phasen Mittelspan-
nungsnetz, dessen Einspeisung an der Übernahmestelle in Schmarren, ca. 20 km nörd-
lich von Bremerhaven, erfolgt. Die Weiterleitung der Energie erfolgt über ein ca. 30 km 
langes 6 kV-Seekabel zu den Stationen RS "Wurster Arm", LT "Robbenplate", LT  
"Tegeler Plate" bis zum LT "Alte Weser" (Abb. 1). In den jeweiligen Stationen kann das 
weiterführende Seekabel in Mittelspannungs-Schaltanlagen abgeschaltet werden. 
 
 Abb. 1:  Lageplan
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Da sich die Schadenstelle in einem Bereich mit einer Wassertiefe von 10 m unter 
SKN befindet, war eine Kabelreparatur nicht möglich. Durch die extremen Kabel-
bewegungen bei einer Reparatur wären im über 40 Jahre alten Seekabel neue  
Kabelfehler an anderen Stellen entstanden.  
Eine wirtschaftliche Prüfung im Vergleich zu Alternativlösungen in Form von Netzer-
satzanlagen, führte zur Entscheidung, das Seekabel zwischen den LT "Alte Weser" 
(Abb. 2) und "Tegeler Plate" (Abb. 3) mit einer Kabellänge von ca. 8.700 m zu er- 
setzen. 
Vor einer Auftragsvergabe waren aber 2 für die Umsetzung der Maßnahme entschei-
dende Fragen zu klären: 
1. Welche Möglichkeiten bestehen zur Kabeleinführung in den LT "Alte Weser" und 
in den LT "Tegeler Plate", ohne das zum LT "Robbenplate" weiterführende Seeka-
bel zu bewegen oder gar zu beschädigen. Das Seekabel war 1964 beim Bau vom 
LT "Alte Weser" für den geplanten späteren Bau LT "Tegeler Plate" an dieser Stel-
le in einer großen Schleife verlegt worden, die dann beim Anschluss des 
LT "Tegeler Plate" aufgetrennt wurde [2]. 
2. Gibt es Hersteller für ein 3 (Adern) x 25 mm² (Querschnitt) 6/10 kV-Seekabel mit 
einer PE-Ummantelung, das im Gesamtdurchmesser ≤ dem alten Seekabel ist. 
Hierzu wurden unabhängig zur 1. Frage Erkundigungen bei Kabelherstellern ein-
geholt. 
Bei der 1. Frage sollte durch eine Voruntersuchung geklärt werden, ob ein beim Bau 
des LT "Alte Weser" mit verlegtes zweites Kabelschutzrohr (KSR) zum Kabeleinzug 
benutzbar ist und welchen max. Ø ein Seekabel dafür nicht überschreiten darf. Eine 
Benutzung des zweiten KSR schien sinnvoll, weil der erste Kabeleinzug misslang 
und erst beim zweiten Versuch 1964 glückte [1]. Aufgrund dieser Tatsache mussten 
Beschädigungen dieses KSR befürchtet werden. 
 
 





































Von der Planung zur Auftragsvergabe 
05.11.2001 Genehmigung des Entwurfs zur "Ersatzbeschaffung Seekabel zur  
Energie-Versorgung LT "Alte Weser" mit einer Gesamtausgabe 
2.300.000,00 DM  =  1.175.971,33 € 
02.01.2002 Auftragsvergabe an eine Fachfirma zur Voruntersuchung des LT "Alte 
Weser" auf Verwendbarkeit eines vorhandenen Leerrohres zum Kabel-
einzug. 
11.04.2002 Vorlage der Voruntersuchungs-Ergebnisse, die sofort in die Ausschrei-
bung aufgenommen wurden 
─ geprüfter freier Innendurchmesser des Leerrohres 78 mm Ø, 
─ Koordinaten des Leerrohrendes bei (215 m / 70° vor LT "AW"), 
─ Außendurchmesser des Seekabels max. 65 mm, 
─ Biegeradius des Seekabels min. 1,1 m.  
Abb. 2: 
LT "Alte Weser",  
Fertigstellung im Rohbau 
30.05.1963 
Abb. 3: 
LT "Tegeler Plate" 
Der vorgefertigte LT wurde am 14.07.1965 
zum Standort geschleppt und eingespült. 
Fertigstellung 15.07.1965 [2] 
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Als wesentliche weitere Angaben der Baubeschreibung wurden in das Leistungsver-
zeichnis aufgenommen:  
─ Länge und Typ des Seekabels. Der gerechneten Kabellänge zwi-
schen LT "AW" und LT "TP" wurden 1.100 m als Sicherheits- und 
Reservelänge zugeschlagen,  
─ Verlegetiefe des Seekabels 2 m unter Grund, 
─ Seitliche Abweichungen von der vorgegebenen Kabeltrasse (Koordi-
naten) ± 20 m,  
─ Bodenbeschaffenheit und aktuelle Peilung der Kabeltrasse, 
─ Seekabel-Aufbau und -Anschlussmontage, 
─ Innendurchmesser der KSR beim LT "Alte Weser" und "Tegeler Pla-
te". Die Verlegung und Außeninstallation des KSR beim LT "Tegeler 
Plate" war Bestandteil der Ausschreibung. 
01.04.2002 Nationale öffentliche Ausschreibung nach VOB 
─ Bindefrist  31.05.2002, 
─ Ausführungsfrist bis 27.09.2002. 
Der Zeitraum zwischen Angebots-, Binde- und Ausführungsfrist resultiert aus der vor-
genannten Anfrage bei Kabelherstellern zur Herstellung- und Liefermöglichkeit des be-
nötigten Seekabels. Danach war mit Lieferzeiten von 14 bis 15 Wochen zu rechnen. 
Die Beauftragung zur Seekabellie-
ferung wurde Bestandteil der Aus-
schreibung. Damit sollte gewähr-
leistet werden, dass die Abwick-
lung, Verantwortung der Gesamt-
Baumaßnahme und die Gewähr-
leistung in der Hand des Auftrag-
nehmers ist. 
Den Auftrag erhält eine Arbeits-
gemeinschaft. Hersteller des See-
kabels ist die Firma NEXANS, mit 
ihren Produktionsanlagen in Nor-
wegen und Hannover. Das herzu-
stellende Seekabel, Typ 
2XSE2YR2Y 3x25RE/25 6/10 kV 
hat einen  
Außendurchmesser von 52 mm  
Abb. 4:  Seekabel-Modell 
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(s. Abb. 4). 
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Die ARGE bietet zur Kabelverlegung ein Verfahren an, bei dem mittels eines Spül-
schwertes das Kabel 2 m unter Grund verlegt werden soll (s. Abb. 5). 
 




Da hier bekannt war, dass wir kein Seekabel als "Lagerware" kaufen, sondern die 
Herstellung Zeit braucht, war die Ausführungszeit mit der Fertigstellung am 
27.09.2002 ausreichend bemessen. Keiner der Bieter hielt die Ausführungszeit für zu 
knapp oder die Jahreszeit für die Verlegearbeiten für unmöglich. 
Am 05.09.2002 wurde das Seekabel mit einem Außendurchmesser von nur 52 mm 
gegenüber für das Einziehen in das Kabelschutzrohr (KSR) möglichen 65 mm ange-
liefert und auf den Verlegeponton der ARGE verladen. Der Kabelcontainer mit der 
Seekabellänge von 9.800 m hatte ein Gewicht von rd. 65 t. 
In den folgenden Tagen wurde versucht, den Verlegeponton vor dem LT "Alte We-
ser" zu positionieren. 
Dies scheiterte zunächst an 
─ zu geringer Leistung des Hilfsschiffes (wurde gegen ein anderes ausgetauscht), 
─ zu kleinen Ankern, die im Untergrund keinen festen Halt fanden (wurden gegen 
größere ausgetauscht), 
─ Bruch der Haltepfähle im Seegang (wurden erneuert und verstärkt). 
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12.09.2002 Aufsuchen und Sichern des KSR beim LT "Alte Weser" auf der Position 
des Voruntersuchungsergebnisses (Abb. 6). 
 
 
Abb. 6:  Das Ende des KSR beim LT "Alte Weser" wurde mit Druckluft gefunden (Blasenbildung) 
 
 
Ein weiterer Versuch scheiterte am 24.09.2002 bei der Montage des Spülschwertes 
im vorherrschenden leichten Seegang. Wie sich später herausstellte, war ein siche-
res Arbeiten mit dem Verlegeponton nur bis zur Windstärke 4 Bft. oder 1 m Wellen-
höhe möglich. 
Am Samstag, dem 28.09.2002 erfolgt dann bei ruhiger See und teilweiser Windstille 
der Kabeleinzug. Die Länge des KSR beträgt 245 m. Nachdem rd. 200 m eingezogen 
waren, geschah ein unvermuteter Stopp. Beim erneuten Anzug des Zugseiles riss 
dieses durch (Abb. 7). 
Mit beginnender Nacht wurden die Arbeiten gegen 22:00 Uhr eingestellt. Am Sonn-
tagmorgen bei leichter Dünung havarierte das rd. 25 m lange Spülschwert in dem 
das Seekabel eingezogen war, beim Versuch, das Kabel wieder zurückzuziehen, 
indem es auf dem Meeresgrund aufsetzte. Das Spülschwert brach mittig durch, fiel 
auf den Meeresgrund und zerstörte in diesem Bereich das Seekabel total, wobei da-
mit 350 m Seekabel unbrauchbar waren. Das Kabel wurde gekappt, die Einheiten 
fuhren zurück. 
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3 Tage später wurde das Spülschwert geborgen und das gekappte Kabelende zu-
rückgezogen. Von nun an ging es nicht mehr um das Verlegen des Kabels, sondern 
nur noch um Vertragsauslegungen, Schuldzuweisungen und Forderungen. 
 
 
Abb. 7:  Fehlgeschlagener Kabeleinzug beim LT "Alte Weser" 
 
 
Die ARGE legte eine Behinderungsanzeige vor und sah kein Verschulden bei sich, 
sondern eine Abnormität im vom WSA zur Verfügung gestellten KSR und damit die 
Verantwortung für Schäden und Folgeschäden beim WSA. 
Trotzdem wurde gemeinsam versucht, die Verursachung für den Einzugsstopp zu 
finden, um den Bauvertrag zu erfüllen. 
Eine Kamerabefahrung auf 60 m Länge vom LT "Alte Weser" aus ergab keine Hin-
weise. Ein Freilegen des KSR war nicht möglich. Bei der Reinigung und erneuten 
Kalibrierung wurde seitens der ARGE mit anderen als den zuvor vorgestellten Gerä-
ten gearbeitet. Ein Reinigungsmolch wurde dabei im KSR so festgefahren, dass die-
ser nur mit sehr großer Zugkraft wieder herausgezogen werden konnte. 
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Über teils renommierte Gutachter versuchte nunmehr die ARGE, die Unmöglichkeit 
des Kabeleinzugs aufgrund der Lage des KSR zu beweisen und trat zu den Bespre-
chungen mit fachanwaltlicher Unterstützung auf. Währenddessen wurden dem WSA 
alle Aktivitäten und die Präsenz der Geräteeinheit in Rechnung gestellt, wie 
─ Liegezeit der Geräte im Fischereihafen, 
─ vergebliche Anfahrten der Geräte, 
─ witterungsbedingte Arbeitseinstellungen, 
─ Reparatur der Geräte, 
─ zusätzliche Untersuchungen zur Schadensursache, 
─ Anwaltskosten, 
─ Zinsen wegen nicht erfolgter Zahlung usw. 
Die zusätzlichen Forderungen zur Bauvertragssumme hatten zum Schluss die 
2 Mio. € überschritten. Trotzdem war eine Kündigung des Vertrages zu diesem Zeit-
punkt nicht opportun, um das fiskalische Risiko für die WSV klein zu halten. 
Hier greift das Vertragsrecht der VOB entscheidend ein, das nach § 8 eine Kündi-
gung durch den Auftraggeber zwar jederzeit vorsieht, aber mit weitreichenden Fol-
gen, was die Zahlung der vertraglich vereinbarten Vergütung auch ohne Gegenleis-
tung durch den AN bestimmt. Eine solche Zahlungsverpflichtung wollten wir vermei-
den. Aufgrund der Witterung (Winterzeit) wurde mit der ARGE vereinbart, die Ver-
tragserfüllung auszusetzen und bis zum 1. März 2003 ein Konzept durch die ARGE 
für die weitere Abwicklung erstellen zu lassen. 
Erst nachdem aufgrund 
─ vertraglicher Vereinbarung und 
─ mehrfacher Aufforderung mit Fristsetzung und 
─ Kündigungsandrohung mit Fristsetzung, 
kein technisch ausgereiftes Konzept zur Seekabelverlegung durch die ARGE vorge-
legt wurde, ist der Bauvertrag vom WSA gekündigt worden. 
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Abbruch und Neubeginn der Bauarbeiten  
Unter der Beachtung der neuen Vertragsfristen und dem technischen Zwang, die E-
nergieversorgung des LT "Alte Weser" endlich zu sichern, konnte dieser Schritt jetzt 
erfolgen. Bestehen blieben 
─ das Prozessrisiko der zusätzlichen 2 Mio. €-Forderung in der Beurteilung der 
Schadensursache (auf hoher See und vor Gericht sind wir alle in Gottes Hand), 
─ die höheren Kosten bei Erledigung durch eine andere Firma, 
─ die Geltendmachung des Schadensersatzes des WSA bei Insolvenz der Firma. 
Auf Bitte der ARGE-Geschäftsleitung fand am 12. Mai 2003 ein letzter Einigungsver-
such statt, bei dem die überarbeitete technische Konzeption nunmehr doch noch er-
läutert wurde. 
In einem 10-stündigen Verhandlungsmarathon bis in die späten Abendstunden hier 
im WSA wurden 
─ die hohen Nachforderungen der ARGE durch diese zurückgenommen und 
─ ein langwieriger Prozess vermieden. 
Damit sahen wir die Voraussetzungen für eine Rücknahme der Kündigung als gege-
ben und vereinbarten die Fortsetzung der Arbeiten. 
Die unberechtigten Forderungen, insbesondere durch Gerätestillstand, Gutachter- 
und Anwaltskosten der ARGE und Reparaturen wurden vom WSA nicht bezahlt. 
Mit der Wiederaufnahme der Arbeiten gelingt am 28.06.2003 der Probeeinzug einer 
Seekabel-Teillänge (gekappte und zurückgezogene 305 m) in den LT "Alte Weser". 
Daraufhin wird der zwischenzeitlich an Land gelagerte Kabeltank mit dem Seekabel 
auf den Verlegeponton verladen und nach Abschluss der Baustelleneinrichtung und 
Ausrüstung der Fahrzeuge die erneute Kabelverlegung gestartet. 
Am 14.07.2003 gelingt der Einzug des Seekabels in den LT "Alte Weser" (Abb. 8) 
und gegen 20:00 Uhr startet die Kabelverlegung zum LT "Tegeler Plate", der am 
15.07.2003 gegen 04:00 Uhr erreicht wird. Mit dem Einzug des Seekabels in das 
KSR am LT "Tegeler Plate" ist die reine Seekabelverlegung beendet. Es wurden ins-
gesamt 8.810 m Seekabel verlegt inkl. der in die LT eingezogenen Längen. Damit 
entspricht die verlegte Länge der berechneten Seekabellänge von 8.860 m. 
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Abb. 8:  Das Seekabel ist in den LT "Alte Weser" eingezogen 
 
Die weiteren Arbeiten laufen nach Plan. Am 30.07.2003 erfolgt mit der elektrischen 
Prüfung des Seekabels vom LT "Alte Weser" zum LT "Tegeler Plate" die Abnahme 





Abb. 9:  Beginn der Seekabelverlegung. Das Zugseil wird mit dem Ziehstrumpf des 
              Seekabels verbunden und über die Rollenführung außer Bord gegeben 































Abb. 12: Das Seekabel läuft aus dem Kabeltank über die im Bild sichtbare Rollenführung  
(s. Abb. 8) durch den Kabelhund (rechts im Bild) 
Abb. 10: 
Kabelentnahme aus dem Kabeltank  
über die Rollenführung 
Abb. 11: 
Zugseil von der Verlegeeinheit zum  
LT "Alte Weser" 

































Die Genauigkeit der Kabelverlegung wurde anhand der bei der Verlegung aufge-
zeichneten Gauß-Krüger-Koordinaten ermittelt, indem die vorgegebene Trasse und 
die Daten der Aufzeichnung graphisch überlagert wurden. Die Seitenabweichung 




Die für die Ausschreibung erforderliche Voruntersuchung der Kabelzuführung am 
LT "Alte Weser" durch eine Firma, die nicht "selbstverständlich" wegen großer Fach-
kunde den Zuschlag der Ausschreibung erhielt, war und ist aus Sicht des AG richtig. 
In Anbetracht von Fehlschlägen bei dieser Bauausführung werden aber an dieser 
Nahtstelle die Gründe für ein Scheitern gesucht und sind nicht oder nur schwer be-
weisbar. Eine Kontrolluntersuchung durch die später beauftragte ARGE und Bestäti-
gung der Voruntersuchungsergebnisse hätte in diesem Fall vor einigen Problemen 
schützen können.  
Abb. 13: 
Einzug des Seekabels in das außen installierte 
KSR am LT "Tegeler Plate" 
Abb. 14: 
Das Seekabel wird, umhüllt mit einem längsseits 
aufgeschnittenen Betonschlauch, über Schellen  
in die Trafozelle des LT "Tegeler Plate" geführt. 
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Eine fachkundige ständige Bauaufsicht ist gerade bei Auftragnehmern, die Schwä-
chen in der Bauausführung erkennen lassen, unverzichtbar, um derartige Projekte 
erfolgreich abschließen zu können. 
Eine intensive Bauablaufprüfung im Rahmen eines Qualitätsmanagement ist uner-
lässlich bei solch komplexen, fernab jeder schnellen Hilfemöglichkeit, Baustellen im 
Offshore-Bereich. 
Die Einschaltung externer Experten ist bei solch besonderen Anforderungen uner-
lässlich. Für uns wurde als beratender Ingenieur Dipl. Ing. P. W. de la Motte tätig, 
dessen Fach- und Sachkunde nicht zuletzt den Erfolg der Kabelverlegung und der 
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Maßnahmen für die Sicherung des Fahrwassers 
der Ems durch Instandsetzung und Neubau des 
Strombausystems auf der Insel Borkum 
 
aus dem Jahresbericht 2003 
 
 
Instandsetzung der Buhne 33 
Die ca. 440 m lange Seebuhne 33 wurde in den Jahren 1977/78 aus Stahlbetonhohl-
kästen von ca. 6,20 m Länge, 3,00 m Breite und 7,00 bzw. 8,00 m Höhe gebaut. Die 
69 Stck. Stahlbeton-Fertigteile wurden in den Sandboden eingespült und mit Schotter 
verfüllt. 
Nach 25-jähriger Standzeit befand sich die Buhne in einem schlechten baulichen Zu-
stand. Durch die ständige Beanspruchung aus Brandungswellen, Eisgang und Sand-
schliff waren speziell im Bereich der Buhnenoberfläche schwere Betonschäden aufge-
treten. Im Bereich der ersten 265 m ab Deckwerk erreichten die Betonabplatzungen an 
der Oberseite der Buhne solche Ausmaße, dass eine Sanierung dieses Buhnenab-













Aus hydraulischen Gründen durfte die Höhe der Buhne bei der Sanierung nicht verän-
dert werden. Unter dieser Voraussetzung bot sich neben der klassischen Betonsanie-
rung mit kunststoffmodifiziertem Mörtel eine Lösung durch Überkronung der alten Buh-
ne mit Stahlbetonfertigteilen an. Ersteres wurde wegen der im Tidebereich nur be-
grenzten Dauerhaftigkeit verworfen.  
Betonschäden 
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Bevor die im Fertigteilwerk hergestellten Beton-Fertigteile aufgelegt werden konnten, 
musste die schadhafte Buhnendecke mit einem erschütterungsfreien Verfahren, weil 
die intakten Seitenteile der Buhne als Traggerüst der neuen Fertigteile unbeschädigt 
bleiben sollten, abgebrochen werden. Dazu wurde die Stahlbetondecke mittels 
Höchstdruckwasserstrahlen (HDW) mit ca. 2000 bar in den Rahmenecken abgetragen, 
durch Trennen der Bewehrung von den Seitenteilen gelöst und in den vorhandenen 
Hohlraum der Kastenbuhne eingebaut. Vor dem Durchtrennen der Rahmenecken wur-




Einbau der Steinschüttung 
 
Der Betonabtrag mit HDW-Strahlen gestaltete sich aufgrund des hohen Bewehrungs-
anteiles von ca. 200 kg/m³ Beton und des Tideeinflusses als äußerst schwierig und 
langwierig. Zum Einsatz kamen zwei unterschiedliche Verfahren ohne gravierenden 
Unterschied bezüglich der Abbruchleistung.  
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Begonnen wurde mit einer am Radlader montierten Abbruchdüse, die sich in horizonta-
ler Richtung begrenzt hin und her bewegte. Nach ca. einem Drittel der Abbruch-strecke 
wurde auf handgeführte Lanzen umgestellt. Aber auch durch dieses Verfahren konnte 
die Abbruchleistung nicht wesentlich gesteigert werden. 
 
 
Nach Abbruch der Betondecke und Auffüllung der restlichen Hohlräume mit kolloidalem 
Zementmörtel konnte mit dem Auflegen und Verankern der 2,50 m langen und 3,85 m 
breiten Beton-Fertigteile begonnen werden.  
Insgesamt wurden ca. 100 m³ Beton abgetragen, 105 Stck. Beton-Fertigteile, 4.900 t 
Wasserbausteine und 500 m³ kolloidaler Zementmörtel eingebaut. Die Baumaßnahme 
wurde in den Monaten Mai bis Dezember mit einer Abrechnungssumme von ca. 
1,54 Mio. € durchgeführt. 
Auflegen der Fertigteile und Ansicht der fertigen Buhne 
 
Betonabbruch mit Radlader und Handlanzen 








Höhenausgleich der Kronensenke 
 
aus dem Jahresbericht 2003 
 
 
Die Krone des ca. 2000 m langen Leitdammes Fischerbalje wurde in den Jahren 
1952 bis 1957 durch Aufsetzen von Betonblöcken auf MThw erhöht. 
Durch ein Höhennivellement wurde festgestellt, dass die Krone des Leitdammes von 
Stat. 0.700 bis Stat.1.600 Fehlhöhen bis zu 0,6 m aufweist. Dadurch kommt es zu 
starken Überströmungen, was wiederum zur Kolkbildung am wattseitigen Leitdamm-
fuß führt. 
Die Fehlhöhen wurden durch Aufdübeln von Betonfertigteilplatten unterschiedlicher  
Dicke ausgeglichen. Die insgesamt 600 Stck. Betonplatten von 1,40 m Breite und 
1,20 m Länge wurden im Mörtelbett verlegt und mit je 4 Verbundanker M20 gesichert. 
Der Antransport zur Einbaustelle erfolgte über die 1,80 m breite Leitdammkrone mittels 
eines Radladers mit 1,20 m Spurbreite. Da der Leitdamm bei jedem Tidehochwasser 
überströmt wird, konnte nur in einem Zeitfenster von ca. 5 bis 6 Stunden pro Tide gear-
beitet werden. Trotzdem wurden die Arbeiten termingerecht am 16.10.2003 mängelfrei 
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Marinebau 
Das ca. 360 m lange Deckwerk auf dem Gelände Bundeswehrliegenschaft Marine-
fliegergeschwader 5 – Außenlandeplatz Borkum, besteht aus einem 324 m langen 
Teil mit Betonfußspundwand und anschließendem Asphaltdeckwerk und einem 36 m 
langen Teil mit Stahlfußspundwand und anschließendem gepflasterten Deckwerk. In 
den letzten Jahren traten vermehrt Setzungsschäden an der seeseitigen Deckwerks-
böschung auf. Diese entstehen durch Austritt der Sandkernfüllung durch die schad-
haften bis 2,50 m freistehenden Fußspundwände. 
Die schadhaften Fußspundwände wurden mit einer Schüttsteinvorlage in der Nei-
gung von 1 : 3 gesichert. Im Bereich der Fußspundwände wurde die Steinschüttung 
durch ein Filtervlies mit anschließendem Vollverguss so abgedichtet, dass kein 
Sandmaterial mehr austreten kann. Nach Herstellung der Schüttsteinvorlage konnten 
sämtliche Setzungsschäden und Risse in der seeseitigen Asphaltböschung durch 
Auffüllung mit Bitumenmaterial instand gesetzt werden. 
Das schadhafte gepflasterte Deckwerk wurde durch ein verklammertes Schüttstein-
deckwerk ersetzt. Zwischenzeitlich mussten die Bauarbeiten wegen mehrerer 
Kampfmittelfunde kurzzeitig unterbrochen werden. 
Unter anderem wurde ca. 18.000 t Eisensilikat-Gestein der Größenklasse II und III, 
1.800 m² Geotextil und 800 m³ kolloidaler Vergussmörtel eingebaut. 
Die Maßnahme wurde in der Zeit von Juli bis Oktober 2003 mit einem Auftragsvolu-
men von 1,033 Mio. € durchgeführt und aus dem Haushalt des BMVg finanziert. 
Schüttsteinvorlage 
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Neubau einer Anlegestelle mit schwimmender Landebrücke 
für den Regiebetrieb des Außenbezirks Leer 
 




1 Einleitung und Veranlassung 
Der Außenbezirk Leer wurde nach etwa 35 Jahren Betrieb modernisiert und umgestal-
tet, um den heutigen Anforderungen bei der Durchführung der Unterhaltung der Was-
serstraßen und der Verkehrssicherung wirtschaftlich gerecht zu werden. Im Zuge der 
Modernisierung wurde sowohl das Büro- und Sozialgebäude als auch die bisherige 
Werk- und Lagerhalle durch 2 Neubauten ersetzt. 
Aufgrund einer vorangegangenen Nutzwertanalyse war, verbunden mit der Errichtung 
der beiden Gebäudeneubauten, auch der Neubau einer Außenliegestelle für Schiffe des 
Regiebetriebes vor der Seeschleuse Leer verbunden. 
 
 
2 Wirtschaftlichkeit des Neubaus eines Außenanlegers 
Durch die Nutzung eines Schiffsanlegers vor der Seeschleuse Leer können die sonst 
täglich anfallenden kostenintensiven Schleusenzeiten der Schiffe des Außenbezirks 
eingespart werden. Der Bau des Außenanlegers ist aus Gründen einer effektiveren Nut-
zung der zur Verfügung stehenden Arbeitszeit (Erhöhung der Hauptnutzungszeit durch 
Wegfall der Schleusungszeiten) mit einem Nutzen/Kosten-Faktor von 2,62 sehr wirt-
schaftlich. Die betrieblichen Abläufe zur Unterhaltung der im Zuständigkeitsbereich lie-
genden Bundeswasserstraßen können insgesamt besser und effektiver gestaltet wer-
den. 
 




– 66 – 
3 Planung und Genehmigung der Anlage 
Der Standort der Anlegestelle, ca. 150 m oberhalb der Seeschleuse Leer am rechten 
Ufer bei Leda-km 22,800, wurde im Rahmen der Standortüberprüfung des ABz 1 von 
1998 festgelegt. Durch die unmittelbare Nähe zum Außenbezirk sind kurze Wege und 
zeitsparende Arbeitsabläufe gegeben. Die Zuwegung zum Anleger erfolgt über das 
Deichvorland und der 1. Deichlinie der Leda. Somit wurden die erforderlichen deich-
rechtlichen Genehmigungen beim Landkreis Leer und der Bezirksregierung Weser-Ems 







































 Abb. 1:  Luftaufnahme mit Einzeichnung der Anlage 
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Abb. 1:  Luftaufnahme mit Einzeichnung der Anlage 
 
 
Des Weiteren musste der Neubau des Anlegers mit einer zeitlich parallel laufenden 
Maßnahme der Stadt Leer abgestimmt werden. Die Stadt Leer baute in unmittelbarer 
Nähe zum Anleger ein Bypass-System zur Regulierung der Hafenwasserstände im 
Seehafen Leer. Im Zuge der deichrechtlichen Genehmigung wurde u. a. vereinbart, 
dass erforderliche Versorgungsleitungen (Strom, Telefonkabel) in einer Trasse unter 
dem Deich verlegt werden. 
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Für die konstruktive Ausbildung, die Festlegung der Hauptabmessungen und die ge-
naue Lage des Anlegers wurde zunächst eine Voruntersuchung im Jahr 2000 mit 
Unterstützung der TFNW Brake aufgestellt. Diese wurde als Grundlage für den spä-
teren Entwurf-AU im Jahr 2001 verwendet.  
 
 
4 Konstruktion des Anlegers 
Der Anleger wurde grundsätzlich für die drei Schiffe SG "Leerort", MS "Leer" und MS 
"Leda" des ABz Leer konzipiert. In der statischen Bemessung wurde aber auch be-
rücksichtigt, dass die größeren Schiffe vom Bauhof Emden oder Schiffe von Dritten 

































Abb. 2:  Draufsicht und Schnitt der Anlage 
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Der Anleger hat insgesamt eine Netzlänge von 65 m. Er besteht aus zwei Pontons 
mit 40 m bzw. 25 m Länge und 4 m Breite. Die Bauhöhe beträgt 1,20 m. Die Pontons 
sind in Längsspantenbauweise errichtet worden, so dass in Längsrichtung eine 
Festigkeit erreicht wird, die ein Anheben der Pontons ermöglicht. Für Bau-
werksprüfungen oder Instandsetzungen können die Pontons daher aus dem Wasser 
gehoben werden. 
Sämtliche Stahlbauteile der Pontons sind mit einer zweikomponenten Epoxid-
harzfarbe gegen Korrosion geschützt. Das Decksblech erhielt zusätzlich einen 
Dünnbelag mit einer Corunt-Einstreuung als rutschfesten Belag. 
Die Pontons werden an zwei Außenführungen, Rohrdalben und einer Mittelführung, 
Kastendalben aus Peiner-Profilen gehalten. Durch an den Enden der Pontons 
angebrachte klappbare bzw. demontable Dalbenschlösser können die Pontons leicht 
entriegelt und aus- bzw. eingeschwommen werden. 
Abb. 3:  Detail: Klappbares Dalbenschloss 
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Die Dalbenschlösser bestehen aus einer gefederten, verschleißarmen Konstruktion 
mit Reibschutzpolstern und Zylinder-Fendern, so dass Schiffsstöße aufgefangen 
werden können. 
Der Zugangssteg besteht aus einem festem Teil, Länge: rd. 8,50 m, und einem 
beweglichen Teil von rd. 14,00 m Länge. Die Tragkonstruktion des beweglichen Teils 
besteht aufgrund der großen Länge aus einem räumlichen Fachwerk, das gleichzeitig 
die Funktion des Geländers übernimmt. Der Belag ist aus rutschsicheren Gitterrosten 
hergestellt. Der bewegliche Steg ist mit einem Gelenk am Dalben angeschlossen und 
liegt auf dem Ponton mit einem Kunststoff-Rollenlager auf. Der Steg kann auf einem 
Querträger, der an zwei Aufhängedalben aufliegt, gelegt werden, so dass die 





Nach der Genehmigung des Entwurfes-AU im WSA Emden wurde für die Anlage 
durch das Ingenieurbüro Oltmanns und Partner aus Oldenburg eine Vorbemessung 
aufgestellt. Im Herbst 2001 erfolgte die Ausschreibung des Pontons und der 
Zugangsstege. Der Auftrag in Höhe von rd. 500.000,00 € wurde an die Firma Sander 
Eisenbau aus Sande vergeben. 
Im September 2002 wurden für die Pontons die 3 Führungsdalben und die 4 Aufla-
ger- bzw. Aufhängedalben für den Zugangssteg durch die Firma Marine Construct 
















Abb. 5:  Einbringen der Führungsdalben Abb. 4: Produktion im Werk bei Firma Sander 
 Eisenbau, Sande 




























Im Anschluss wurde der Zugangssteg auf die Lager der Dalben bzw. des landseiti-
gen Widerlagers aufgelegt. 
Die Produktion der Pontons im Werk erfolgte in mehreren Bauabschnitten. Es wurde 
zunächst jeweils der Boden, die Seitenwände mit den Längsspanten und das 
Decksblech mit Spanten hergestellt und anschließend zusammengeschweißt. Um 
den 40 m langen Ponton im Werk bearbeiten zu können, wurde dieser in zwei Teil-
längen produziert und auf dem Freigelände zusammengeschweißt. 
Die Produktion und Konservierung der Pontons wurde vom WSA Emden durch Kon-
trolle der Schweißnähte bzw. Schichtdickenmessungen ständig überwacht und ge-
prüft. Bei den Schweißnähten von statischer Bedeutung wurden zusätzlich Durch-
strahlungsprüfungen durchgeführt. 
Nach erfolgter Zwischenabnahme der Pontons im Werk wurden die Pontons über 
den Straßenweg im Dezember 2002 von Sande nach Leer transportiert. Der Trans-
port musste aufgrund der Überlänge nachts mit einer Sondergenehmigung erfolgen. 
Im Bereich der Stadt Leer mussten einige Hindernisse, wie Ampeln an Kreuzungen, 
Tore von Einfahrten etc., demontiert werden, um den langen Ponton sicher durch die 
Kurven zu bekommen. Im Binnenhafen von Leer wurden die Pontons mit einem  
Autokran zu Wasser gelassen und anschließend mit Steigeleitern und Lichtmasten 
ausgestattet.  
Abb. 6:  Ansicht nach Einbau der Dalben und des Zugangssteges 




















Mit Hilfe eines Schleppers konnten die Pontons durch die Seeschleuse Leer bugsiert 
und anschließend zur Emsbaustelle geschleppt werden. Hier wurden sie in Position 
gebracht und mit den klappbaren Dalbenschlössern festgesetzt. Es folgte das 
Auflegen des Zugangssteges und das Trimmen der Pontons mit Ballast. Am 19. 

















Durch erheblichen Eisgang in der Leda im Januar 2003 hat der Anleger bereits seine 
erste Bewährungsprobe bestanden. 
Mit der elektrischen Ausstattung der Pontons und der Einrichtung von 
Alarmeinrichtungen zur Überwachung der Schiffe im Frühjahr 2003 durch den Bauhof 
Emden bzw. der Fachgruppe Nachrichtentechnik wurde der Anleger bis Mai 2003 
auch für den Betrieb fertiggestellt, so dass der Anleger seit Anfang Mai 2003 durch 
die Schiffe des Außenbezirks Leer genutzt wird. Die Herstellungskosten des 
Außenanlegers belaufen sich auf insgesamt rund 575.000,00 €. 
Abb. 7:  Straßentransport Abb. 8: Hafen Leer: 
 Pontons werden ins Wasser gehoben 
Abb. 9:  Transport zur Einbaustelle Abb. 10: Festsetzen der Pontons mit den  Dalbenschlössern 




















































Abb. 12:  ... und bei Niedrigwasser 
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Neubau der Radarstation Emden 
 
von Dipl.-Ing. Friedhelm Roeloffzen 
 
 
1 Einleitung und Veranlassung 
Zur Sicherstellung der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs auf der Ems 
wurde von der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) die Radar-
überwachung aus der Verkehrszentrale eingerichtet. Die Zufahrt zum Hafen Emden 
liegt im Erfassungsbereich der Radarstation Wybelsum. 
Das Land Niedersachsen, vertreten durch das Niedersächsische Hafenamt Ems-
Dollart (NHA E-D), ist Eigentümer des Hafens Emden und betreibt ihn auch weitest-
gehend.  
Der vom NHA E-D geplante und zwischenzeitlich gebaute Emskai im Hafen Emden 
hat eine Abschattung des Erfassungsbereiches Wybelsum zur Folge, die eine Stö-
rung des bestehenden Radarsystems bewirkt hätte. Zum Schutz der Sicherheit und 
Leichtigkeit der Schifffahrt war es deshalb erforderlich, das Radarsystem um eine 
weitere Radarstation (Radarstation Emden) zu ergänzen.  
 
 
2 Planung und Genehmigung der Anlage 
In der beantragten Plangenehmigung für die im Jahre 2001/2002 vorgesehene Ha-
fenerweiterung Emspier (etwa 250 m westlich des Emskais) wurde daher die Errich-
tung der Radarstation Emden gem. Verwaltungsvereinbarung angeordnet (§ 14 
Abs. 1a i. V. m. § 14 Abs. 1 WaStrG). 
Das NHA E-D hat die zur Beseitigung der Störung des Radarsystems erforderlichen 
Kosten übernommen. Die WSV, vertreten durch das Wasser- und Schifffahrtsamt 
(WSA), betreibt die neue Radarstation. Die Kosten für Betrieb und Unterhaltung der 
Radarstation werden im Verhältnis 2/3 (zu Lasten des NHE) zu 1/3 (zu Lasten der 
WSV) zwischen den Vertragspartnern geteilt. 
Die Komplexität des Systems erforderte umfangreiche Kenntnisse im nautischen 
Bereich und im Bereich des Schifffahrtszeichenwesens auf der Ems.  
Es war daher nicht zweckmäßig, ein externes Planungsbüro zu beauftragen. 
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In Vorbesprechungen war deshalb Einigung darüber erzielt worden, dass sowohl 
Planung wie auch Ausführung der Arbeiten durch das WSA Emden vorgenommen 
werden sollten. 
Durch das Land wurde dem WSA 
für den Bau eines Radarantennen-
trägers mit Betriebsgebäude ein 
Grundstück im Bereich der Großen 
Seeschleuse (landseitig des Eisen-
bahndeichscharts) unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt (siehe anliegen-
den Lageplan, Abb. 1). Zudem 
wurde eine Fläche einschließlich 
entsprechender Anschlüsse für 
Wasser, Elektrizität etc. für die 








Abb. 2:  Baufeld vor Baubeginn 
 
Abb. 1:  Lageplan 
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Das NHA E-D hatte im Rahmen der Baumaßnahme die mit dem Bau des Antennen-
trägers, des Betriebsgebäudes und der Lieferung sowie Installation aller elektroni-




Für den Bau der Radarstation Emden hat das WSA Emden die entsprechenden 
bautechnischen und elektronik-relevanten Unterlagen erarbeitet, die bauliche Kon-
struktion des Antennenträgers und die Erweiterung des technischen Systems fest-
gelegt, die statischen Berechnungen erstellt und die voraussichtlichen Bau- und 
Systemkosten berechnet. Dabei ist der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit sowie der in der WSV übliche Stand der Technik bei allen Unter-
suchungen und Berechnungen berücksichtigt worden. 
Das WSA Emden hat die Ausschreibungsunterlagen erstellt, den Auftrag nach Ab-
stimmung mit dem NHA E-D erteilt und sowohl die baupolizeiliche Verantwortung 
als auch die Bauüberwachung für die Errichtung der Anlage übernommen.  
 
 
Abb. 3:  Aufstellung des Turmes 
 
Die Radarstation war vor dem ersten Eintritt von Störungen durch den Emspier im 
Februar 2004 betriebsbereit. 
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Abb. 5:  Radarbild, aufgezeichnet vom Radarturm Emden 
 
4 Kosten 
Die Ausgaben für die Errichtung der Radarstation betrugen 500.000,00 € und sind in 
vollem Maße vom NHA E-D getragen worden. Sie überstiegen den genehmigten 
Entwurf um nur 1 %. 
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Zeitlicher Ablauf Bau des Radarturmes Emden 
1. Vorentwurf Dezember 2000
1. Entwurf Verwaltungsvereinbarung NHA E-D – WSA Januar 2001
Recherche auf Altlasten  Januar 2001
Endgültige Verwaltungsvereinbarung NHA E-D – WSA  Mai 2001
Festlegung Baugrundgutachter, Prüfingenieur,  
Schweißfachingenieur und Eigenleistung NHA E-D 
Juli 2001
Verschiebung des Baubeginnes bis Ende 2002 wg.  
HH-Mittelknappheit 
Dezember 2001




Sicherheitstechnische Stellungnahme Dezember 2002
Radartechnische Stellungnahme Dezember 2002
Ausführungsstatik Dezember 2002
Deichrechtliche Genehmigung März 2003
Verlegung Stromversorgung zur Ostmole April 2003
Verlegung Datenleitung April 2003
Ausschreibung Juni 2003
Vergabe Juli 2003
Bauausführung  August 2003
Abnahme und Schlussrechnung November 2003
Restarbeiten Einbau Radartechnik / Pflasterung / Zaun ab 11.2003
Inbetriebnahme Radar Februar 2004
Fertigstellung Außenanlage Juli 2004
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Deutsch-niederländischer Feuerschutz 
auf der Bundeswasserstraße Ems und den 
niederländischen Häfen Delfzijl und Eemshaven 
 




1 Rechtliche Grundlagen und bestehende Vereinbarungen 
Das Bundeswasserstraßengesetz regelt die Zuständigkeit des verkehrsbezogenen 
Brandschutzes auf den Bundeswasserstraßen. Gemäß § 35 Abs. 2 WaStrG ist der 
Bund zur Unterhaltung des Feuerschutzes nach Maßgabe einer mit den Ländern zu 
schließenden Vereinbarung zuständig, soweit Brände auf den Seewasserstraßen und 
den angrenzenden Mündungstrichtern der Binnenwasserstraßen den Verkehr 
behindern können. 
Für den allgemeinen Brandschutz und Hilfeleistungen, die auf den Schutz von Personen 
und Sachgütern gerichtet sind, liegt die Zuständigkeit bei den Ländern. 
Im Oktober 1992 ist eine Verwaltungsvereinbarung zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Land Niedersachsen über den Brandschutz und Hilfeleistungen 
im Mündungstrichter der Binnenwasserstraße Ems und auf der angrenzenden 
Seewasserstraße geschlossen worden. Gemäß der Vereinbarung verpflichtet sich der 
Bund, für den verkehrsbezogenen und allgemeinen Brandschutz ein geeignetes Schiff 
mit seemännischer Besatzung zur Verfügung zu stellen. 
Zu diesem Zweck wird vom WSA Emden das Gasschutzschiff (GSS) "Gustav Meyer" 
eingesetzt.  
Da das Land Niedersachsen eigene Feuerwehren nicht vorhält, besteht zwischen dem 
Land Niedersachsen und der Stadt Emden eine Verwaltungsvereinbarung von 1995, in 
welcher festgelegt wurde, dass die Durchführung der Brandschutzaufgaben nach dem 
niedersächsischen Brandschutzgesetz im Mündungstrichter der Ems und auf der 
angrenzenden Seewasserstraße auf die Stadt übertragen wurden. 
Bezüglich des Verlaufs der Staatsgrenze zwischen dem Königreich der Niederlande und 
der Bundesrepublik Deutschland in der Emsmündung bestehen zwischen beiden 
Nachbarländern unterschiedliche Auffassungen. 
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Abb. 1:  Emsmündungsgebiet nach dem Ems–Dollart–Vertrag 
Unter Aufrechterhaltung der beiderseitigen Rechtsstandpunkte über den Verlauf der 
Staatsgrenze ist ein Vertrag zwischen dem Königreich der Niederlande und der Bun-
desrepublik Deutschland über die Regelungen der Zusammenarbeit in der Emsmün-
dung mit dem Ziel der Sicherstellung der seewärtigen Verbindung der Häfen ge-
schlossen worden. 
Der Ems–Dollart–Vertrag beinhaltet u. a. Regelungen über die Zuständigkeiten bei 
der Ausführung von Wasserbauarbeiten, beim Setzen und Betreiben von Seezeichen 
und bei der Wahrnehmung strompolizeilicher Aufgaben. Die Zuständigkeiten bezüg-
lich des Feuerschutzes in der Emsmündung werden durch den Ems–Dollart– Vertrag 
jedoch nicht abschließend geregelt.  
In einem privatrechtlichen Vertrag zwischen Rijkswaterstaat, der Stadt Emden und 
der Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nordwest soll der gemeinsame Feuerschutz 
auf der Ems und in den niederländischen Häfen Delfzijl und Eemshaven geregelt 
werden. Rijkswaterstaat nimmt in den Niederlanden die Verwaltung der Wasserstra-
ßen und Landstraßen wahr. 
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2 Gasschutzschiff "Gustav Meyer" 
Der Tonnenleger (TL) "Gustav Meyer" wurde 1967 in der Jadewerft in Wilhelmsha-
ven gebaut.  
Technische Daten:  Länge: 48,85 m 
    Breite:   9,25 m 
    Vmax:  14 Knoten 
Der Tonnenleger ist u. a. durch Montage entsprechender Feuerlöscheinrichtungen 
zum Gasschutzschiff (GSS) "Gustav Meyer" umgerüstet worden. 
 
Abb. 2:  Gasschutzschiff (GSS) "Gustav Meyer" 
 
Zu den installierten Feuerlöscheinrichtungen gehören insbesondere die zwei Lösch-
monitore. 
Das Schiff kann im Schutzbetrieb fahren und die Brücke und Arbeitsräume von der 
Außenluft abriegeln. Im Schutzbetrieb ist das GSS "Gustav Meyer" in der Lage, in 
gefährliche Atmosphären hineinzufahren. Das Schiffsinnere kann über eine Schleuse 
im Bereich des Decks nach Anlegen von Schutzanzügen verlassen werden. 
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Abb. 3: Mannschaft des GSS "Gustav Meyer" mit Schutzanzügen bei der Bergung eines Fasses mit  
gefährlichen Gütern 
 
           Abb. 4:  Feuerwehrmann beim Abwinschen 
Bei einer Schiffsbrandbe-
kämpfung stellt die Stadt 
Emden das feuerwehrtech-
nische Personal zur Verfügung. 
Wenn es die Umstände er-
fordern, ist es möglich, die 
Löschgruppe der Feuerwehr 
durch einen Helikopter auf das 
GSS "Gustav Meyer" abzu-
setzen. 
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Die Ausrüstung der Feuerwehr Emden wird in einem Schiffsbrandbekämpfungs-
container vorgehalten. Dieser kann durch den Kran des GSS "Gustav Meyer" an Deck 
des Schiffes gehoben werden. Der Container wird anschließend auf dem Deck 
lagestabil gesichert. 
 




3 Privatrechtlicher Vertrag zum deutsch / niederländischen Feuer-
schutz auf der Ems 
Die niederländischen Behörden halten keine geeigneten Einrichtungen und Wasser-
fahrzeuge zur wasserseitigen Schiffsbrandbekämpfung vor. Die landseitige Brand-
bekämpfung, z. B. in den Häfen Delfzijl und Eemshaven, wird von der Brandweer 
Groningen wahrgenommen. 
Die Bundesrepublik Deutschland und die Stadt Emden sind grundsätzlich rechtlich 
verpflichtet, bei Unglücksfällen auf niederländischem Hoheitsgebiet Hilfe im Bereich des 
Feuerschutzes zu leisten, wenn der Notfall von niederländischer Seite nicht beherrscht 
werden kann. 
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Da diese Verpflichtung lediglich im Rahmen einer Hilfeleistung im Unglücksfall besteht, 
ist die personelle und sachliche Ausstattung der Einrichtungen des Feuerschutzes nur 
auf die gesetzlich geregelte Zuständigkeit des Bundes und der Stadt Emden 
ausgerichtet. 
Durch einen trilateralen privatrechtlichen Vertrag zwischen Rijkswaterstaat, der Stadt 
Emden und der Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nordwest sollen Randbedingungen 
für einen gemeinsamen Feuerschutz auf der Ems und in den niederländischen Häfen 
Delfzijl und Eemshaven verbindlich vereinbart werden. 
Eine Arbeitsgruppe, bestehend aus Vertretern von Rijkswaterstaat, Groningen 
Seaports, Brandweer Groningen, Feuerwehr Emden und des Wasser- und Schiff-
fahrtsamtes Emden, hat notwendige Voraussetzungen und Handlungsabläufe für einen 
gemeinsamen Feuerschutz erarbeitet. 
Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe werden durch den privatrechtlichen Vertrag juristisch 
konkretisiert; insbesondere wird die Kostenbeteiligung der Niederländer an die Stadt 
Emden und das Wasser- und Schifffahrtsamt Emden für das Vorhalten der 
Brandbekämpfungseinrichtungen und des fachtechnischen Personals geregelt. 
Am 03. August 2004 ist der Vertrag "Deutsch / Niederländischer Feuerschutz auf der 
Ems" von Herrn Hoogland (Rijkswaterstaat), Herrn Oberbürgermeister Brinkmann 
(Stadt Emden) und Herrn Präsident Frerichs (WSD Nordwest) unterzeichnet worden. 
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Ermittlung der Nautischen Sohle 
 




Zur sicheren Befahrbarkeit von Bundeswasserstraßen muss eine schiffbare Wasser-
tiefe vorgehalten werden. Die Bestimmung dieser schiffbaren Wassertiefe erfolgt bis-
lang durch die Auswertung von Zwei-Frequenzecholotpeilungen in der Fahrrinne mit 
den Frequenzen 33 kHz und 210 kHz. Die hohe Frequenz (210 kHz) erfasst den Ü-
bergang vom Wasser zur Sedimentsuspension, während die niedrige Frequenz 
(33 kHz) in guter Näherung die Schichtgrenze zwischen der Suspension aus Schlick 
mit flüssiger Konsistenz und dem nicht mehr schiffbaren Schlickboden breiiger Kon-
sistenz ergibt. Abb. 1 zeigt in gestrichelter Form qualitativ die Festlegung dieser 
Schlickgrenze als Nautische Sohle. 
 
Die Definition der Nautischen Sohle wird vorgegeben als derjenige Horizont, von dem 
ab die physikalischen Eigenschaften des Bodens einen kritischen Grenzwert errei-
chen, jenseits dessen eine Grundberührung des Schiffskiels entweder Schäden am 
Schiff oder nicht tolerierbare Wirkungen auf Steuerbarkeit und Manövrierfähigkeit 
verursachen. 
Abb. 1:  Nautische Sohle im Schlick (aus BAW-Gutachten zur Ermittlung der Nautischen Sohle
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Die Erfahrungen im WSA Emden haben gezeigt, dass diese Nautische Sohle in dem 
Bereich zwischen dem untersten 33 kHz-Signal und dem 210 kHz-Signal liegt. 
Da das 33 kHz-Signal in Bereichen mit einem hohen Schlickanteil durch eine große 
Bandbreite (teilweise > 2,0 m) gekennzeichnet ist, ergibt sich keine eindeutige Linie, 
auf deren Grundlage eine objektive Festlegung der nautischen Sohle möglich ist. 
 
 
In den 90er Jahren kam mit dem "Navitracker-Messverfahren" ein System zum Ein-
satz, das die Aussagen der Zwei-Frequenzecholotungen stützte. Bei dem Verfahren, 
das nach einem radioaktiven Messprinzip arbeitet, wurde die in einem sogenannten 
Schleppfisch untergebrachte Messtechnik hinter dem Vermessungsschiff auf dem 
Niveau einer vorgegebenen Dichte hergezogen. Anschließend konnten die erzeugten 
Daten rechnergestützt ausgewertet werden. Dieses Messverfahren ist mittlerweile 
veraltet und kann aus technischen Gründen ohne hohen finanziellen Aufwand seit 
einiger Zeit nicht mehr eingesetzt werden. 
Abb. 2:  Echolotschrieb des WSA Emden 
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Durch die langjährigen Erfahrungen im Peilbüro des WSA Emden werden die Er-
kenntnisse, die aus dem Einsatz des Navitracker-Verfahrens gewonnen wurden, 
auch weiterhin genutzt. Diese Erfahrungen sind subjektiv und von dem auswertenden 
Mitarbeiter abhängig. 
Um die Erfahrung im Peilbüro ständig weiterzuentwickeln und um objektive und noch 
sicherere Aussagen hinsichtlich der Ermittlung der aktuellen Sohllagen zu erhalten, 
soll ein neues unterstützendes System beschafft werden. 
 
 
2 Untersuchungen zur Ermittlung der Nautischen Sohle 
Um die derzeitigen Möglichkeiten zur messtechnischen Erfassung der Nautischen 
Sohle im Rahmen der Verkehrssicherungspeilungen in der Ems zu beurteilen, wur-
den – nach einer intensiven Marktbeobachtung – im September 2003 umfangreiche 
Vergleichsmessungen zur Bestimmung der Nautischen Sohle durchgeführt. Hierfür 
wurden vier Systeme ausgewählt, die in den letzten Jahren für diese Aufgabenstel-
lung angepasst oder neu entwickelt wurden. Die Untersuchungen erfolgten im Emder 
Fahrwasser in Zusammenarbeit mit dem WSA Emden, der BAW-DH und dem WSA 
Cuxhaven. Zusätzlich sind während der Vergleichsmessungen punktuell tiefenprofi-
lierende Messsonden eingesetzt worden, die die geotechnischen und rheologischen 
Kenngrößen erfassten und zur Festlegung von einheitlichen Grenzwerten und Defini-
tionen dienten. Die Messergebnisse wurden von den beteiligten Ingenieurbüros und 
WSÄ zusammengestellt und visualisiert (Abb. 3) und abschließend von der BAW-DH 
ausgewertet. 
Als Grundlage für die Bestimmung des Übergangs von Wasser zur Sedimentsuspen-
sion diente für die Vergleichsmessungen nicht mehr nur das 210 kHz-Signal, sondern 
auch eine Feuchtdichte von ρ = 1,02 g/cm³ und eine Viskosität von η = 1 Pa*s. Die 
Nautische Sohle wurde abhängig von der Kornzusammensetzung des Schlicks im 
Emder Fahrwasser zum Zeitpunkt der Untersuchungen durch eine Grenzdichte von ρ 
= 1,20 g/cm³ und revierunabhängig durch eine Viskosität von  
η = 10 Pa*s definiert. 
Auf der Basis dieser Kenngrößen erfolgte die Auswertung durch die beteiligten Fir-
men, die zum Teil sehr unterschiedliche Ergebnisse hervorbrachten. 
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Bei zwei Firmen stimmte die Lage der Nautischen Sohle, bezogen auf den Tiefenho-
rizont und den Verlauf der Echolotschriebe, relativ gut überein, bei den zwei anderen 
Firmen gab es größere Abweichungen. In der Stellungnahme der BAW-DH sind 
sämtliche Daten und Ergebnisse sehr detailliert aufgeführt und ausgewertet worden. 
Im Ergebnis liefert das Gutachten einen bewertenden Vergleich zwischen den ange-
botenen Verfahren und hat damit zur Entscheidungsfindung des WSA Emden für ein 




Das WSA Emden wird mit Hilfe eines neuen Systems die bisherigen Aussagen stüt-
zen und die Qualität der Aussagen der vorhandenen Sohltiefen auf Grundlage wis-
senschaftlicher Untersuchungen objektiver gestalten und damit verbessern. 
Der Einsatz eines neuen Systems soll also in erster Linie Sicherheitsansprüche an 
die schiffbare Tiefe besser befriedigen und eine objektivere Auswertung ermöglichen. 
Mit erfolgreichem Einsatz des Systems ist im Weiteren eine Kostenersparnis durch 
reduzierte Baggermengen denkbar, da das neue Verfahren die Aussagen zur Festle-
gung der Nautischen Sohle in Bereichen mit hohem Schlickanteil realistischer als das 
bisherige Verfahren widerspiegelt. 
Abb. 3:  Exemplarische Darstellung aus einer Firmen-Software (Echogramm mit Dichtediagramm) 
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Die Entscheidung für das richtige System bedarf neben der Bewertung der techni-
schen Leistungsfähigkeit auch die Betrachtung weiterer Kriterien. Dazu wurden im 
Rahmen einer Nutzwertanalyse Kriterien wie Kompatibilität, Schulungserfordernis 
des Personals in der Seevermessung, Erfahrungen im Wirkbetrieb, Kalibrierungs-
möglichkeiten etc. gewichtet und bewertet. 
Das Ergebnis der Nutzwertanalyse lieferte eine eindeutige Entscheidungsgrundlage 
für die Beschaffung des Systems der Firma STEMA. 
Der Entwurf-AU für die Beschaffung des Systems ist aufgestellt und der WSD Nord-
west zur Prüfung und Genehmigung vorgelegt worden. Nach Möglichkeit soll das 
neue System noch im laufenden Haushaltsjahr 2004 beschafft und eingesetzt wer-
den. 
Nach einer kurzen Anlaufphase können die zu erwartenden Ergebnisse unmittelbar 
im Peilbüro weiterverwendet werden und die bisherige Verfahrensweise zur Bestim-
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Schiffsüberführung des Meyer-Werft-Neubaus S 658 
"JEWEL of the SEAS" 
 
 
von Seehauptkapitän Harald Handt 
 
 
Obwohl es nicht das erste Mal war, dass mit der "JEWEL of the SEAS" ein großes 
Kreuzfahrtschiff auf der Ems überführt wurde, gestaltete sich das ganze Unterneh-
men von Beginn der Planungen an bis zum Abschluss der Überführungsfahrt äußerst 
spannend. Dieser Bericht soll einen Einblick vermitteln in die interessante Problema-




Die Ablieferung und damit die Emsüberführung der "JEWEL of the SEAS" musste im 
Nachgang der Ereignisse um den 11. September auf Veranlassung des Auftragge-
bers nach hinten verschoben werden. Im Dezember 2001 teilte die Meyer-Werft dem 
Wasser- und Schifffahrtsamt (WSA) Emden dann einige neue Überführungstermine 
mit, wobei die Absicht bestand, das Kreuzfahrtschiff mit der Baunummer S 658 in der 
Mitte des Monats Mai 2004 zu überführen. Somit stand für die Planungen ein Zeit-
raum von ca. 2 ½ Jahren zur Verfügung, während dem jedoch noch 3 weitere Schiffe 
zur Überfahrt anstanden.  
Da zwischenzeitlich das Emssperrwerk fertig gestellt war und dieses zwecks Mini-
mierung der Baggerkosten auch für diese Überführung genutzt werden sollte, bedurf-
te es weiterer Überlegungen und Abstimmungen zwischen dem NLWK (Niedersäch-
sischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft und Küstenschutz) als Betreiber des 
Sperrwerks und der Meyer-Werft sowie dem WSA Emden. Dieser Überführungster-
min lag jahreszeitlich so, dass der sogenannte "Sommerstaufall" zugrunde zu legen 
war. Hierbei darf nur bis zur Höhe von 1,75 m über NN angestaut werden und zudem 
sind, damit der Staufall überhaupt eingeleitet werden darf, strenge Grenzwerte für 
den Sauerstoff- und Salzgehalt des Emswassers einzuhalten. Die Betrachtung des 
langjährigen statistischen Mittels hierfür ergab, dass mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit im Monat Mai das Sperrwerk nicht für eine Schiffsüberführung 
genutzt werden konnte. So wurden seitens der Meyer-Werft alle Register gezogen, 
um den Überführungstermin weiter vorzuziehen und in eine günstigere Zeit zu legen. 
Zwar galten für den so gefundenen neuen Termin (3. April 2004) noch immer die Be-
dingungen des Sommerstaus, doch die Wahrscheinlichkeit, dass die herrschenden 
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Werte einen Stau zulassen würden, war sehr hoch. Auch die langjährigen Mittel für 
Wasserstand und Wetterbedingungen ließen den gefundenen Termin als geeignet 
erscheinen. Also richteten sich nun alle Planungen auf den Überführungstermin 




Da von nun an der Staufall einkalkuliert wurde, brauchte die Sohllage der Ems nicht 
mehr wie ehemals in der 2-Tidenfahrt so ausgestaltet werden, dass unter Ausnut-
zung des Tidescheitels für die Überführung quasi eine "Berg- und Tal-Landschaft" 
geschaffen werden musste, sondern es genügte im Prinzip eine durchgängige ebene 
Sohle von Papenburg bis kurz vor dem Sperrwerk. Die Frage war nur: wie tief musste 
diese Sohle liegen?!? Aus Gründen der Einsparung von Baggerkosten durfte die 
Sohle nicht zu tief liegen und aus Gründen der Durchführbarkeit der Schiffsüberfüh-
rung durfte sie nicht zu hoch liegen. In zähen Verhandlungen zwischen der Leitung 
des WSA Emden, dem nautischen Büro und dem Baggerbüro sowie der WSD Nord-
west einigte man sich auf die Herstellung einer Baggertiefe zwischen NN – 6,20 m 
bei Papenburg und NN – 6,00 m bei Oldersum. Dieses erschien ausreichend, um mit 
hinreichender Wahrscheinlichkeit am Überführungstag unter Zuhilfenahme des Ems-
sperrwerks eine Wassersäule von durchgängig 7,90 m (Schiffstiefgang plus Under 
Keel Clearance (UKC)) zu erzielen. Bei Nichterreichen des Stauziels wäre eine Ver-




Wie jedes Mal vor einer solchen Überführung fand sich das Brückenteam um den 
Werftkapitän T. Teitge zeitnah zur Überführung für ca. 1 Woche im Schiffsführungs-
simulator ein, um sich auf die große Aufgabe vorzubereiten und den Ernstfall zu trai-
nieren. Im Simulator können gefahrlos kritische Zustände wie. z. B. Ausfall von Ma-
schinenanlagen oder Einfall starker Windböen auf die Seitenfläche des Schiffes wäh-
rend der Fahrt simuliert und an deren Beherrschung gearbeitet werden. Wichtige 
Punkte dabei sind die Durchfahrten durch die Brücken und durch das Sperrwerk. Das 
nautische Büro des WSA Emden ist hierbei natürlich "dicht dran" am Geschehen. So 
werden die neuesten Revierdaten für die elektronische Seekarte geliefert und die 
gewonnenen Erkenntnisse aus der Simulation fließen anschließend in die Schiff-
fahrtspolizeiliche Genehmigung ein, wie beispielsweise die maximal zulässige Wind-
stärke, bei der die Überführung noch stattfinden darf oder die maximale Geschwin-
digkeit für die Fahrt auf der Unterems. Auch werden vom nautischen Büro die  
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Zeitpläne ausgearbeitet, nach denen gefahren wird. Die Simulation gibt dann Auf-
schluss darüber, ob diese Pläne realistisch sind und eingehalten werden können. 
Dem Brückenteam geben diese Simulationen die notwendige Sicherheit und Routine, 




Die modernen Kreuzfahrtschiffe haben als Stand der Technik sogenannte AZIPOD- 
Antriebe. Das sind um 360° drehbare Gondeln unter dem Achterschiff, in denen  
Elektroantriebe die auf ihrem Ende sitzenden Propeller antreiben (stark vereinfacht 
gesagt: Prinzip Außenbordmotor). Diese Antriebe machen die Schiffe sehr manöv-
rierfähig, was im Zusammenspiel mit den Bugstrahlruderanlagen dazu führt, dass die 
Kapitäne der Schiffe in den Häfen auf Schlepperhilfe verzichten und somit erhebliche 
Kosten einsparen können. Es hat sich gezeigt, dass derart ausgerüstete Schiffe in 
der Rückwärtsfahrt deutlich besser zu handhaben sind als in der Vorwärtsfahrt, so-
weit es um das Manövrieren auf engem Raum geht. Außerdem tritt der Squat-Effekt 
(quasi eine Absenkung des den Schiffskörper umgebenden Wasserspiegels durch 
die Sogwirkung der Schiffsschraube) bei der Rückwärtsfahrt prinzipiell nicht auf. Das 
ist natürlich für die Fahrt auf der Unterems mit wenig Wasser unter dem Kiel und 
dem engen Fahrwasser von großem Vorteil. Die Idee der Rückwärtsüberführung 
wurde übrigens auch im Simulator vor der ersten Anwendung getestet und für gut 
befunden. Die Erkenntnisse daraus wurden zum ersten Mal bei der Überführung der 
"RADIANCE of the SEAS" angewandt. 
 
 
Die heiße Phase 
Je dichter der Termin der Emsüberfahrt kommt, desto mehr Arbeit ist zu erledigen. 
So muss die Bekanntmachung für Seefahrer (BfS) veröffentlicht werden, mit welcher 
der Öffentlichkeit die Überführung angekündigt wird. Sie beinhaltet die Schifffahrtspo-
lizeiliche Allgemeinverfügung, mit welcher die Sperrung der Wasserstraße angekün-
digt und verkündet wird. Des Weiteren muss der Sperrzeitenplan abgestimmt und 
erstellt und den betroffenen Stellen zugeleitet werden. Vom Peilbüro werden die not-
wendigen Peilpläne angefordert und auf eventuelle Mindertiefen geprüft. Das Bag-
gerbüro wartet auf die Ergebnisse und dirigiert dann die Saugbagger an die richtigen 
Stellen. Wetterprognosen sind einzuholen und zu bewerten und auf unzähligen Mee-
tings mit den Entscheidungsträgern zu diskutieren und und und .... 
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Einen gewissen Höhepunkt der Aktivitäten stellt die sogenannte Balkenfahrt dar. 
Hierbei wird wenige Tage vor der Überführung von einem Baggerschiff ein auf eine 
bestimmte Tiefe abgehängter "Balken" über den Grund der Fahrrinne gezogen und 
dabei genau die Tiefenlage registriert. Schlägt der Balken nach oben aus, so ist der 
Grund an der Stelle auch für das Kreuzfahrtschiff nicht passierbar und hier besteht 
noch Bedarf an Nachbaggerungen. Dieses Verfahren hat sich auf der Unterems be-
währt, da hier die Sohle aus Schlick besteht, dessen Niveau mit den elektronischen 
Peilverfahren nicht unbedingt präzise zu erfassen ist. Die Ausschläge des Balkens 
geben hier die letzte Sicherheit. Sind die erforderlichen Tiefen vorhanden, so kann 
der Zeitplan für die Überfahrt entsprechend aktualisiert werden und – entsprechen-




Die Beobachtung des Wettergeschehens und die vorliegenden Prognosen zeigten für 
den geplanten Abfahrtstermin und den davor liegenden Zeitraum eine Ostwindwetter-
lage und damit verbunden Wasserstände, die ca. ¼ m unter dem MThw lagen. Am 1. 
April wurde deshalb entschieden, die Abfahrt um einen Tag auf den 4. April zu ver-
schieben, da für diesen Tag leicht erhöhte Wasserstände (ca. + 2 dm) zu erwarten 
waren. Alle Zeitpläne wurden entsprechend überarbeitet und alle beteiligten Stellen 
entsprechend informiert. 
Am 3.April um 21:30 Uhr ging das Team des WSA Emden an Bord und nahm die 
Arbeit auf der Brücke auf. Die über Funk empfangenen Pegeldaten wurden mittels 
Laptop graphisch dargestellt und eine erste Auswertung ließ Hoffnung aufkommen, 
dass die Aktion durchgeführt werden könnte. Der Kontakt mit dem Leitstand des 
Emssperrwerks und dem dort versammelten Einsatzstab des gewässerkundlichen 
Landesdienstes GLD bestätigte die positive Prognose. Auf der Brücke der "JEWEL" 
entschieden wir, die Fahrt durchzuführen und die Nachttide entsprechend zu nutzen. 
Die Entscheidung wurde dem Sperrwerk mitgeteilt, um den Schließvorgang plange-
mäß einzuleiten. An Bord begann man damit, die Schlepper anzuspannen und die 
Leinenverbindungen zum Land zu lösen. Um 01:15 Uhr kam vom Sperrwerksteam 
die Nachricht: "Sperrwerk geschlossen". Nun musste sich der Wasserstand innerhalb 
der Stauhaltung noch auspendeln, damit die notwendige Wassertiefe für die Fahrt 
überall vorhanden war. Erfahrungsgemäß schwappt hierbei eine Welle bis nach Pa-
penburg und dann wieder zurück. Dieser sogenannte "Badewanneneffekt" stellte uns 
auf eine harte Geduldsprobe und unsere Pegelgraphik war in dieser Zeit die meistge-
fragte Anzeige an Bord. "Wann ist es denn endlich so weit ?" war die am  
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häufigsten an uns gerichtete Frage zu dieser Zeit. Um 02:55 Uhr war es endlich so-
weit: wir konnten die Abfahrt freigeben, da sich der entsprechende Wasserstand ein-
gestellt hatte. Der Sunk während der Auspendelphase war mit ca. 0,5 m gegenüber 
den vorangegangenen Fahrten mehr als doppelt so groß. Wir sammeln damit noch 
immer so unsere Erfahrungen ! 
Die Dockschleuse Papenburg wurde ohne Schwierigkeiten passiert. Tausende 
Schaulustige hatten sich am Deich versammelt, um die Abfahrt des Schiffes zu ver-
folgen. Von der hohen Warte der Brücke aus ist das ein imposantes Bild, wenn die 
Menschen bis ans Wasser herankommen und das Schiff beinahe mit den Händen 
berühren können.  
Von Papenburg verabschiedeten wir uns mit "drei mal lang" aus dem Typhon. Um 
05:15 Uhr wurde die Friesenbrücke noch bei Dunkelheit passiert. Die Durchfahrt er-
folgt durch diejenige Öffnung der Brücke, die im Normalfall nicht zu öffnen ist, denn 
die eigentliche Seeschiffsöffnung ist mit ca. 24,5 m Breite zu schmal für das 32,5 m 
breite Kreuzfahrtschiff. Deshalb wird am Tage vor der Überführung das feste Teil der 
Brücke mittels Schwimmkran ausgehangen und seitlich im Kran hängend positioniert. 
Nach der Schiffspassage wird das Brückenteil 
wieder eingebaut. Der ausfallende Eisenbahn-
verkehr wird während dieser Zeit auf Busse 
umgestellt.  
Das nächste Nadelöhr wurde um 07:30 Uhr 
bei Hellwerden passiert. Es handelt sich um 
die Jann-Berghaus-Brücke bei Leer. Die 
Durchfahrt ist zwar ca. 40 m breit, jedoch be-
steht die Gefahr, dass die äußeren Teile des 
Schiffes, die in der Höhe über die Bordwand 
hinausragen, mit dem aufrecht stehenden 
Brückensegment in Berührung kommen könn-
ten. Daher ist es nicht ganz einfach, das fast 
300 m lange Schiff ohne zu verkanten durch 
die Brücke zu manövrieren. Aber auch das 
gelang ohne Kratzer.  
Die weitere Fahrt verlief routinemäßig bis etwa zu km 24 (Terborg). Nachdem um  
ca. 09:00 Uhr die hier befindliche Stelle mit der geringsten Wassertiefe passiert war, 
begann man beim Sperrwerk mit der langsamen Öffnung der Tore zum Ausgleich der 
Wasserspiegel innerhalb und außerhalb der Stauhaltung.  
Ansteuerung der Jann-Berghaus-Brücke 
(Foto: Handt)
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Das Schiff musste jetzt an einem tiefen Ort im Fahrwasser quasi auf der Stelle gehal-
ten werden, bis der Wasserstand ausgependelt war und die Durchfahrt durch das 
Sperrwerk freigegeben wurde. Dieser Zustand sollte noch ca. 3 ½ Stunden andau-
ern. Während dieser Zeit wurde das Schiff seitlich von einer Gewitterböe getroffen, 
deren Stärke über 55 Knoten betrug, mithin also Windstärke 10 ! Das Schiff  
erfuhr dabei zwar eine starke Krängung, jedoch konnte es durch den Einsatz der A-
zipodantriebe und der Bugstrahlruder sowie entsprechenden Einsatz der Schlepper 
auf Position gehalten werden und man behielt die Situation im Griff.  
Um ca. 12:30 Uhr war die Durchfahrt durch das Sperrwerk freigegeben und die 
"JEWEL of the SEAS" setzte sich zur Freude der vielen Zuschauer wieder in Bewe-





























Wir sind durch !!!  
          (Foto: Handt) 
 













Die Arbeit für das WSA-Team war damit erledigt, da der Rest der Reise eigentlich 
eine Routineangelegenheit darstellt. Gegen 14:00 Uhr verließen wir daher vor dem 
Hafen von Emden mit dem Lotsenboot das Schiff und gingen in Emden an Land. Die 
bis dahin verstrichenen 16 ½ Stunden an Bord waren vollgestopft mit Konzentration, 
Entscheidungen, Stress, Routinearbeit, Kommunikation und vielem mehr. Adrenalin 
bis in die Haarspitzen und keine Minute Langeweile ! Aber dieser Einsatz war nur der 
sichtbare Teil langer Planungen und Vorbereitungen unter Beteiligung vieler Einzel-
ner in unserem Amt.  
Beispielhaft seien erwähnt die Nautiker im Büro und in der Verkehrszentrale, die Kol-
legen im Baggerbüro und in der Seevermessung, in der Gewässerkunde und im Au-
ßenbezirk sowie der Fachgruppe Nachrichtentechnik und viele mehr! 
Wir gehen von Bord in dem Bewusstsein, dass das gesamte Team wieder gute Ar-
beit geleistet hat. Unsere Gedanken sind aber auch schon ein klein wenig bei der 
nächsten Überführung. 








Die "JEWEL" vom Lotsenboot aus gesehen  
                                                      (Foto: Handt) 
 
 








– ein Erfolgskonzept wird 20 Jahre alt – 
 




Zwanzig Jahre – seit 1984 – ist das GS "MELLUM" als Flaggschiff des Wasser- und 
Schifffahrtsamtes (WSA) Wilhelmshaven bereits erfolgreich im Dienst – dies ist Anlass 
genug für eine kurze Retrospektive. 
An solchen Jubiläumstagen wird man auch regelmäßig daran erinnert, wie schnell die 
Zeit vergeht. Der Verfasser und einige wenige der damals zuständigen Sachbearbeiter 
im WSA, die heute noch im Dienst sind, erinnern sich noch gut an die ersten 
Besprechungen 1982 zum Projekt "JOSSEF" ("Jade-Oelunfallbekämpfung-Schiffahrts-
zeichen-Schiffahrtspolizei-Eisbrechen-Feuerbekämpfung"), wie zunächst der Arbeitstitel 
für das Mehrzweckkonzept lautete. 
Es sollte als Nachfolger des konventionellen "Tonnenlegers" ein "Multitalent" werden, 
d. h. ein sogenanntes "Multi purpose vessel", um dem immer wichtiger gewordenen 
maritimen Umweltschutz mit geeigneten technischen Mitteln Rechnung zu tragen. 
Verschiedene große Tankerhavarien mit einhergehenden großen Ölverschmutzungen  
hatten Forderungen nach geeigneten Bekämpfungsstrategien und entsprechend 
konzipierten -fahrzeugen hervorgerufen. 
Gleichzeitig sollte das geplante Schiff aber durch die Kombination verschiedener 
Aufgabenzuweisungen und der dafür notwendigen speziellen technischen Einrichtungen 
so wirtschaftlich wie möglich betrieben werden. Entgegen verschiedener kritischer 
Einschätzungen am Anfang ist dieses anspruchsvolle Konzept – aus heutiger Sicht – 
dann doch optimal realisiert worden.  
Viele Anforderungen wurden aus der Praxis an den Neubau gestellt, geprüft, realisiert – 
oder verworfen. Schließlich stand das Konzept, kam die Kiellegung 1983 auf der 
Elsflether Werft, der Stapellauf, die Ausrüstungsphase, die Probefahrt und schließlich, 
am 4. Juli 1984, die Indienststellung der "Mellum" für das Wasser- und Schifffahrtsamt 
Wilhelmshaven. Die Baukosten, an denen sich die (damals noch vier) Küstenländer 
beteiligten, betrugen rund 38,5 Mio. DM. 
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2 Die Anfangsphase 
Zunächst kam die "Mellum" – anfangs noch ohne Bordwandbeschriftungen ("Schiff-
fahrtspolizei", "Küstenwache") und ohne schmückendes Wappenschild (Emblem der 
Küstenwache) am Schornstein als Tagesschiff mit nur einer Besatzung in Fahrt und 
übernahm die Routinearbeiten des gleichzeitig außer Dienst gestellten "alten" Standard-
Tonnenlegers "Kurt Burkowitz" sowie die neu hinzugekommenen Aufgaben der 
Ölunfallbekämpfung.  
Ein "Bereitschaftsplan" stellte sicher, dass das Schiff auf Anforderung auch außerhalb 
der Dienstzeit innerhalb von zwei Stunden besetzt werden und aus Wilhelmshaven 
auslaufen konnte. Bereits im Januar 1987 entschied man sich aber dafür, das Schiff im 
Rahmen der angestrebten "ständigen Präsenz" auf den Seeschifffahrtsstraßen mit zwei 
sich wöchentlich ablösenden Besatzungen zu besetzen und rund um die Uhr 
einzusetzen. 
Für Kapitäne und Besatzungen bedeutete die für diesen Schiffstyp neuartige Bauweise 
eine gewisse Umstellung bei den täglichen Tonnenarbeiten im Tidestromgewässer, da 
bei dem großen Neubau das Tonnendeck hinter den Aufbauten angeordnet war, man 
also nach achtern arbeiten (und gleichzeitig nach vorne navigieren) musste. Aber, 
flexibel wie Seeleute sein müssen, wurde die neue Technik innerhalb kurzer Zeit 
beherrscht, weil man mit großer Motivation an die neuen Aufgaben ging. Außerdem 
fühlte man sich sofort wohl auf dem modernen Schiff mit neuzeitlich gestalteter Brücke, 
geräumigen Arbeitsräumen und -decks sowie ansprechenden Räumlichkeiten für die 

















Tonnenleger "Kurt Burkowitz" 
(1960 – 1984) 
Gewässerschutzschiff "MELLUM" 
(seit 1984) 
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3 Besondere technische Einrichtungen (siehe Anlage) 
Gegenüber einem konventionellen Tonnenleger wurde die "Mellum" mit besonderen 
technischen Einrichtungen ausgestattet bzw. nachgerüstet: 
• Einer "Zitadelle" genannten Verschlussvorrichtung für die Aufbauten einschließlich 
Maschinenräume, die es dem Schiff gestattet, in durch toxische und/oder explosive 
Substanzen kontaminierter Atmosphäre zu operieren, 
• einem Gas-Warn- und Analysesystem mit Messpunkten an Deck, um sofort Kon-
zentrationen und Arten von schädlichen Gasen und Dämpfen feststellen zu können, 
• zwei sogenannten "Sweeping Arms" (schwimmfähigen Ölauffangarmen), leistungs-
fähiger Separationsanlage und entsprechender Tankkapazität, 
• Hochsee-Ölsperren und Leichterungssystemen zur wirksamen Bekämpfung örtlich 
begrenzter Ölverschmutzungen auf dem Wasser, 
• einem 12 t–Bordkran und einem geräumigen Tonnendeck zur Aufnahme von großen 
Seetonnen nebst Verankerungen sowie von Hochseefendern und umfangreichem 
Zubehör für die Leichterungs- und Ölunfallbekämpfungssysteme, 
• einer robusten Schleppeinrichtung mit 1000 m langer, auf 100 t Pfahlzug ausgelegter 
Schlepptrosse, 
• weitreichenden Feuerlöschmonitoren ("Wasserkanonen") mit großen Förderleistun-
gen und einer Wasserberieselungsanlage für das eigene Schiff und 
• einem Eisbrechersteven nach der GL-Klasse "E3", der sich in zahlreichen Eis-















Ein "sweeping arm" ist ausgesetzt "Mellum" im Eisbrecher-Einsatz 
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4 Die Aufgaben – aktueller Stand 
Als Mehrzweckfahrzeug ist die "Mellum" insbesondere für folgende Aufgaben konstruiert 
und im Laufe der Jahre sukzessive nach- und umgerüstet  worden: 
• Schifffahrtspolizeiliche Verkehrsüberwachung auf dem Revier und dessen see-
wärtigem Vorfeld einschließlich Verkehrssicherungsaufgaben; 
• Schadstoffunfallbekämpfung, d. h. Einsatz bei Schiffsunfällen mit Austritt von Ölen, 
Chemikalien und Gasen auf See und auf den angrenzenden Revieren; 
• Einsatz als Schifffahrtszeichenfahrzeug (Kontrolle und Unterhaltung), d. h. als 
Tonnenleger auf der Bundeswasserstraße und in einem Seegebiet zwischen der 
Jade und der Hoheitsgrenze mit den Niederlanden, das in regelmäßigen Intervallen 
und auf Anforderung befahren und überwacht wird; 
• Notschleppen im Rahmen des "Notschleppkonzepts Nordsee" für havarierte Fahr-
zeuge – Einnehmen der Bereitschaftsposition in der inneren Deutschen Bucht bei 




























Die "Mellum" in rauer See 
Schiffsbrandbekämpfung Schleppen eines Tankers 
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• Eisbrechen und Freischleppen von im Eis festgefahrenen Fahrzeugen (allein im 
Februar und März 1996 hat die "Mellum" in der Ostsee 61 Verschleppungen und 228 
Hilfeleistungen durch Aufbrechen von Fahrrinnen und Freischleppen von Fahrzeugen 
durchgeführt !); 
• Weitere Aufgaben, beispielsweise das Bergen von seetriftigen Gegenständen wie 
über Bord gegangene Decksladungen und Container, aufgegebene Boote usw. : 
 
 
5 Mehrere Umbauten und Modifikationen 
Seeleute betrachten "ihr" Schiff, auf dem sie nicht nur Monate, sondern, wie auf der 
"Mellum", Jahre ihres Berufslebens verbringen, als etwas durchaus Lebendiges, 
Veränderliches, das gepflegt und an neue Aufgaben angepasst werden muss. So ist 
das Mehrzweckschiff im Laufe der vergangenen Jahre aufgrund geänderter bzw. 
besserer Einsatzkonzepte und technischer Weiterentwicklungen mehrfach modernisiert, 
modifiziert und sogar, um das Seegangsverhalten zu verbessern, verlängert worden – 
und trotzdem ein verlässliches Arbeitsfahrzeug geblieben. Das Schiff und seine Technik 
werden ständig gewartet – und Schäden werden bei Bedarf sofort repariert, deshalb 
sind der "Mellum" ihre 20 Jahre (nach heutigen Maßstäben für ein Schiff schon ein 
"hohes" Alter) kaum anzusehen. 
 
 
6 Randbedingungen und Vorgaben 
Die Durchführung der zu erledigenden Aufgaben ist in speziellen Verwaltungs-
vorschriften und Einsatzhandbüchern vorgegeben. 
Verträge mit der Feuerwehr Wilhelmshaven und bilaterale Abkommen mit den 
Schifffahrtsbehörden der Nachbarstaaten Niederlande (NETHGER) und Dänemark 
(DENGER) regeln die effektive Zusammenarbeit bei der maritimen Schadstoffunfall-
Bekämpfung und in Havariesituationen des im Koordinierungsverbund der Küstenwache 
eingesetzten Fahrzeuges mit den Einsatzkräften anderer Instanzen.  
Regelmäßige Schulungen, Übungen und Manöver, auch solche im Verband mit 
anderen Bekämpfungsfahrzeugen, z. B. der "Neuwerk" des WSA Cuxhaven, und im 
internationalen Bereich stellen sicher, dass die Besatzungen und das Schiff mit seiner 
Technik stets auf den Einsatzfall vorbereitet sind. 
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7 Chronologie wichtiger Maßnahmen und Ereignisse in den vergangenen 
20 Jahren 
 
August 1983 Kiellegung der "MELLUM" auf der Elsflether Werft AG 
18. bis 21. Juni 1984 Probefahrten / nautische und technische Erprobungen auf Weser und 
Jade, Einweisung der Besatzung. 
03. Juli 1984 Taufe des Neubaus durch Frau H. Dollinger, Gattin des damaligen 
Bundesverkehrsministers, auf den Namen "MELLUM" in Elsfleth/Weser. 
04. Juli 1984 Übergabe des Schiffes an das WSA  
(Auszug aus dem Protokoll: 
"Mit dem heutigen Tage wurde das Ölunfallbekämpfungsschiff 
‘Mellum‘ an das Wasser- und Schiffahrtsamt Wilhelmshaven über-
geben. Damit erwirbt das WSA Wilhelmshaven das Eigentum an 
dem Ölunfallbekämpfungsschiff ‘Mellum‘ mit allen sich daraus er-
gebenden Rechten und Pflichten".). 
5. Juli 1984 Eintreffen der "Mellum" in ihrem Heimathafen und Indienststellung für das 
WSA Wilhelmshaven. 
Januar 1987 Beginn des 24 Stunden-Betriebes mit zwei Besatzungen, die sich an 
jedem Donnerstag ablösen. Ständige Präsenz auf den See-
schifffahrtsstraßen. 
1988  Erste größere Nachrüstung und Modernisierung (u. a. Einbau einer 
leistungsfähigen Separationsanlage). 
1990 Ersatz der großen Schleppklüse Achterkante Aufbauten durch hydrau-
lisch ausfahrbare Schlepppfosten. 
1991 Vorbereitung auf den bevorstehenden "Golf"-Einsatz; Einbau von Klima-
anlage und SATCOM/SATNAV-Anlage, Ausrüstung für einen länger-
fristigen Auslandseinsatz. 
März bis Juni 1991 Einsatz als Ölunfallbekämpfungsschiff im Persischen Golf unter dem 
Projektnamen "GERMAN OILPOL CONTROL" (Basishafen: 
Manama/Bahrain). 
Juni 1995  Grundlegender Umbau der "Mellum" vom Ölunfallbekämpfungsschiff zum 
Gewässerschutzschiff (u. a. Einrichtung der gasgeschützten "Zitadelle"). 
Oktober 1998 Verschleppen des brennenden Havaristen "Pallas" vor Sylt / Amrum bis 
zum Brechen der Schlepptrosse. 
1999 Verlängerung des Vorschiffes um 7,5 m zur Verbesserung des See-
gangverhaltens. 
2004 20-jähriges "Dienstjubiläum" der "MELLUM". 
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8 Schlussbetrachtung 
In 20 Jahren intensiven Einsatzes, überwiegend in der Nord-, aber zeitweise auch in der 
Ostsee, hat das im normalen Betrieb mit 16 Mann besetzte Schiff bewiesen, dass es 
kein "Schönwetterschiff" ist, sondern sich auch bei rauem Wetter bewährt und die 
gesetzten Erwartungen voll erfüllt hat. Ein weiterer positiver Aspekt ist, dass es in 
diesen zwei Jahrzehnten (abgesehen von Verletzungen, wie sie an Bord durchaus 
vorkommen) keinen einzigen schweren Arbeitsunfall gegeben hat. 
Diese Erfolge sind natürlich nicht nur auf die vorhandene Technik, sondern 
insbesondere auf die Professionalität, Motivation und Umsicht der Schiffsführungen und 
Besatzungen zurückzuführen. Regelmäßige Schulungen und Unterweisungen stellen 
zudem einen optimalen Ausbildungsstand sicher. Zu erwähnen ist auch, dass auf der 
"Mellum" von Anfang an bis heute Auszubildende den Seemannsberuf an Deck und in 
der Maschine mit Erfolg erlernen. 
Insofern kann man heute auf das heutige Schiffsjubiläum stolz sein. Schiff und 




Anlage: Technische Daten zu GS "Mellum" 
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Bestimmung von Wanddicken an einer Spundwand 
bei mikrobiell beeinflusster Korrosion 
 
 





Der Neue Vorhafen bildet die Zufahrt zur Seeschleuse in Wilhelmshaven (4. Einfahrt) 
und wird als tideabhängiger Marinehafen genutzt. Die Spundwände an der West- und 
Ostkaje wurden in den Jahren 1960 bis 1963 errichtet. Seit der Bauzeit traten eine 
Vielzahl von Schäden an den Wänden auf. Die ersten Durchrostungen wurden vor 
mehr als 15 Jahren beobachtet.  
Der Artikel "Bakterien für Lochfraß in den Spundwänden verantwortlich" der Ausgabe 
2002 von "Zwischen Weser und Ems" [WR02] enthält eine Zusammenstellung der 
vielfältigen Schäden und Sanierungsmaßnahmen. Davon ausgehend gibt er eine Ein-
führung in die Problematik der mikrobiell induzierten Korrosion. Diese wurde an den 
Spundwänden im Neuen Vorhafen erstmals im Sommer 2000 nachgewiesen. Seit-
dem wurden in verschiedenen Untersuchungsschritten die Verteilung des Korrosi-
onspotentials und die Auswirkungen auf die Wanddicken bestimmt. Dafür musste 
zunächst ein geeignetes Verfahren zur Probenentnahme entwickelt werden. 
 
 
2 Ultraschallmessungen und ihre Folgen 
Die Kajen wurden als Kombinierte Stahlspundwände errichtet, bei denen lange und 
schwere Tragbohlen mit kürzeren und leichteren Zwischenbohlen im Wechsel ange-
ordnet sind. Die Entwicklung der Wanddicken an den Spundwänden wird seit fast 
30 Jahren messtechnisch beobachtet. Bei Ultraschalluntersuchungen im Jahr 1982 
betrugen die gemessenen Wanddicken an den Zwischenbohlen im Mittel 70 % der 
Ausgangsdicken. Im Extremfall wiesen einzelne Bohlen eine Restwanddicke von le-
diglich 45 % auf. Als eine Konsequenz dieser Ergebnisse wurden die Spundwände 
1987 mit einer Kathodenschutzanlage in Kombination mit einem Korrosionsanstrich 
im Überwasserbereich nachgerüstet.  
Untersuchungen aus dem Jahre 1998 zeigen eine deutliche Abnahme der Abrostun-
gen seit 1982, die auf die Wirkung des Korrosionsschutzes zurückgeführt wird. Den-
noch ergeben sich für die Zwischenbohlen in der Spritz- und Niedrigwasserzone mitt-
lere Abrostungsraten von 0,11 mm/a.  
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Die Abrostungen der Tragbohlen in diesem Bereich sind ungefähr halb so groß. Zu-
dem zeigten sich bereits Ende der 80iger Jahre erste Durchrostungen an den Zwi-
schenbohlen, die mit kleineren Blechen zugeschweißt wurden. Hieraus leitet sich 
eine maximale Abrostungsrate von 0,45 mm/a ab.  
 
 
3 Verdacht und Bestätigung von MIC 
Aufgrund des wiederholten Auftretens weiterer Durchrostungen und der aus Sand-
ausspülungen resultierenden Einschränkung der Gebrauchstauglichkeit – insbeson-
dere die Befahrbarkeit der Kajen mit schweren LKW – stellte sich die Frage der Kor-
rosionsursache erneut. So wurde u. a. eine mikrobiell induzierte Korrosion (MIC) 
vermutet und die Gesellschaft für Technische Mikrobiologie und Hygieneüberwa-
chung, Dr. Graff und Partner durch die Bundesanstalt für Wasserbau, Karlsruhe, mit 
mikrobiologischen Untersuchungen beauftragt. 
Im Sommer 2000 wurde die Spundwand an der Ostkaje in der Nähe von zwei durch-
gerosteten Stellen aufgeschnitten. Die Stahlproben, das ausströmende Wasser so-
wie die Hinterfüllung wurden hinsichtlich des Vorkommens Sulfat reduzierender und 
Schwefel oxidierender Bakterien untersucht. Sulfat reduzierende Bakterien (SRB) 
wurden in der Wasserwechselzone auf den landseitigen Stahloberflächen und im 
dahinter liegenden Sediment nachgewiesen. Der Nachweis schwefeloxidierender 
Bakterien gelang in der Spritzwasserzone.  
 
 
4 MIC und das Problem der Probenentnahme 
Sulfat reduzierende Bakterien (SRB) sind in allen marinen Gewässern und Böden 
vorhanden. Aufgrund fehlender Energie- und Kohlenstoffquellen können sie im freien 
Meerwasser und tief gelegenem Sediment keine Aktivitäten entfalten. In der Was-
serwechselzone hinter der Spundwand werden die SRB durch den Tidehub mit  
einem ständigen Nachschub an Sulfat und organischen Stoffen versorgt. Es kommt 
zu einer direkten anaeroben Korrosion an den erdseitigen Stahloberflächen. Als 
Endprodukt entsteht Schwefelwasserstoff. Dieser ist in Verbindung mit dem gelösten 
Eisen in Form einer Schwarzfärbung des Sediments durch Eisensulfid sichtbar. Die 
schwefeloxidierenden Bakterien in der Spritzwasserzone nutzen den von den SRB 
gebildeten Schwefelwasserstoff. Korrosion wird hier durch die Freisetzung von 
Schwefelsäure verursacht. 
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Die mikrobiell induzierte Korrosion durch SRB besitzt die gleichen Mechanismen wie 
die "herkömmliche" Korrosion von der Wasserseite. Der Nachweis ist jedoch  
ungleich schwerer, da eine Entnahme von Sediment und die Untersuchung der land-
seitigen Stahloberflächen immer mit einer "Zerstörung" der Spundwand verbunden 
ist. Bei der Voruntersuchung wurden relativ kleine Stahlproben mit einer Trenn-
scheibe entnommen. An diesen konnten teilweise keine Bakterien nachgewiesen 
werden – vermutlich wurden sie bei der starken Erhitzung zerstört.  
Ein für die weiteren Untersuchungen entwickeltes Verfahren zur Probenentnahme 
sollte neben der längen- und höhenmäßigen Verteilung des Korrosionspotentials 
auch Aussagen bezüglich der Auswirkungen auf die Standsicherheit ermöglichen. 
Aufgrund der von der Landseite wirkenden Korrosion wurden stärkere Abrostungen 
an den hinteren, statisch bedeutsamen Flanschen der Tragbohlen vermutet. Bei den 
bisherigen Auswertungen war unter der Annahme einer von der Wasserseite her wir-
kenden Korrosion für die im Boden eingebetteten, landseitigen Flansche eine  
Dickenabnahme von rd. 0,01 mm/a zu erwarten (E35 [EAU96]).  
 
 
5 Verfahren der Probenentnahme 
In Zusammenarbeit mit dem Büro Dr. Graff und Partner, der Tauchergruppe des 
WSA Brunsbüttel und der BAW (Karlsruhe, Hamburg) wurde ein Probenentnahme-
verfahren entwickelt, das eine Gewinnung von mikrobiell möglichst unverändertem 
Sediment und von Stahlproben der vorderen und hinteren Flansche erlaubt. Dabei 
werden schrittweise die Flansche der Tragbohlen durchbohrt und die unterschiedli-
chen Proben entnommen (Abb. 1). 
 
Abb. 1:  Probenentnahme an den Tragbohlen 
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Zu Beginn sind an jeder Beprobungsstelle 2 bis 4 Bohrungen zur Befestigung des 
Probenentnahmegerätes erforderlich. Mit einer Diamant-Bohrkrone (Durchmesser 
35 mm) wird zuerst eine Stahlprobe (d = 29 mm) aus dem wasserseitigen Flansch 
der Tragbohle entnommen (Abb. 2). Durch die Öffnung wird anschließend die Sedi-
mentprobe aus dem Hinterfüllmaterial mittels eines Rohrs aus Acrylglas gewonnen. 
Anschließend erfolgt mit dem Bohrer die Entnahme der Stahlprobe aus dem hinteren 
Flansch (Abb. 3). Zum Abschluss wird mit einem zweiten Acrylrohr das Sediment 

















Um aussagekräftige Stahlproben zu erhalten, ist der Ansatzpunkt von besonderer 
Bedeutung. Die Abb. 4 zeigt die Ausbildung eines Flansches der im Neuen Vorhafen 
vorhandenen Peiner Spundbohle PSp 60 L. Die Flanschenden besitzen keilförmige 
Verdickungen, auf denen wasserseitig Schlossstähle zur Verbindung der Tragbohle 
mit der nebenliegenden Zwischenbohle aufgezogen sind. An den landseitigen Flan-
schen sind teilweise Schlösser zur Erhöhung des Widerstandsmoments vorhanden. 
Die inneren Flanschflächen haben eine Neigung von 4 bis 5 %. Die äußeren Flansch-
flächen laufen zur Hälfte ihrer Breite senkrecht zur Stegachse. An ihren beiden äuße-
ren Enden verlaufen sie parallel zur Innenfläche. Die Ausgangsflanschdicke von 
14,5 mm bezieht sich auf diesen äußeren Bereich. Für eine Entnahme von aussage-
kräftigen Stahlproben zur Ermittlung der Restwanddicke steht daher nur eine Breite 
von rd. 7 cm vom Schloss aus zur Verfügung.  
Abb. 2: An der Spundwand montiertes 
Probeentnahmegerät 
 Abb. 3:  Stahlkern in der Bohrkrone 








Zum Testen des entwickelten Verfahrens wurde im April 2002 eine Stelle der West-
kaje in 6 Höhenlagen (Spritzwasserzone bis Niedrigwasserzone) beprobt. Die Ab-
bildung 5 zeigt die Arbeit in der Wasserwechselzone durch Taucher des WSA Bruns-
büttel. Insgesamt gesehen wurde bei der "Versuchsprobenentnahme" mit einem an-
gemessenen Aufwand aussagefähiges Material aus dem Bereich zwischen den 
Flanschen der Tragbohle gewonnen. Lediglich die Entnahme von Stahlproben aus 
dem hinteren Flansch war schwieriger. Beim Herausziehen der Bohrkrone gingen 
einige der Stahlproben verloren. Diese konnten zum Teil mit Hilfe eines Magneten 
gerettet werden. An den Stahlkernen wurden die Restwanddicken beider Flansche 
bestimmt.  
Das entwickelte Verfahren wurde zwi-
schen Juni und September 2002 an 
jeweils 2 Stellen der Ost- und Westkaje 
zur Untersuchung von 8 Höhenlagen 
eingesetzt. Bei diesem Durchgang wur-
de die Unterwasserzone in die Bepro-
bung und mikrobiologische Untersu-
chung einbezogen. In einem letzten 
Untersuchungsschritt wurden im Som-
mer und November 2003 an insgesamt 
22 Stellen Stahlproben in Höhe des  
maximalen Biegemoments entnommen. 
Abb. 4: Ausbildung des Flansches beim PSp 60 L 
 Abb. 5:  Probenentnahme in der WWz 
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6 Verbreitung des Korrosionspotentials 
An allen fünf Untersuchungsstellen zur Bestimmung des Verbreitungspotentials über 
die Höhe wurden physikalisch-chemische Messungen (Temperatur, pH-Wert, Redox-
potential, elektrische Leitfähigkeit) vorgenommen. Diese ergaben, dass unterhalb von 
NN – 0,20 m die Bedingungen für die Aktivität von Sulfat reduzierenden Bakterien 
(SRB) gegeben sind. Darüber herrschen Bedingungen, die eine Aktivität von Schwe-
fel oxidierenden Bakterien (SOB) ermöglichen. Bei den mikrobiologischen Untersu-
chungen wurden die SRB an allen Stellen der Wasserwechselzone, der Niedrigwas-
serzone und der Unterwasserzone nachgewiesen. Die ermittelten Konzentrationen 
schwanken zwischen gering und stark erhöht. Die SOB wurden außer bei einer Stati-
on der Westkaje durchgängig in der Spritzwasserzone angetroffen. In bestimmten 
Bereichen gelang weiterhin der Nachweis aerober und anaerober  
heterotropher Bakterien. Diese dienen ebenfalls als Nährstofflieferanten für die SRB 
und erzeugen die für deren Aktivität erforderlichen physikochemischen Bedingungen.  
Die Ergebnisse der mikrobiologischen Untersuchungen wurden von der BAW Karls-
ruhe durch Materialuntersuchungen am Stahl, Rost und Hinterfüllmaterial verifiziert. 
So wurde u. a. das Gefügebild des Stahls aus einer Zwischenbohle untersucht. Hier-
bei ist anhand der Lineation die ehemalige Mitte zu erkennen (Abb. 6). Die vorwie-








Für die Bestimmung der Wanddicken wurden die Stahlproben zunächst halbseitig 
entgratet. Verbackungen mit dem Hinterfüllmaterial und anhaftende Korrosionsrück-
stände wurden entfernt. Die Wanddicke ergibt sich als Mittelwert aus drei Stellen, an 
denen die Stahlstärke mit dem Messschieber bestimmt wurde.  
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Bei einer Nennflanschdicke von 14,5 mm betragen die Restwanddicken zwischen 
9,2 mm und 15,6 mm. Bei den Proben mit deutlichen Überdicken wurden die Kerne 
vermutlich zu nah am Steg entnommen (vgl. Abb. 4). Diese Werte sind nicht in die 
Auswertung eingeflossen. Die Abb. 7 zeigt die Restwanddicken der vorderen, was-
serseitigen und der hinteren Flansche für die Korrosionszonen nach E 35 [EAU96]. 
Obwohl besonders die Werte im oberen Bereich nur auf einer sehr begrenzten Pro-
benmenge basieren, bestätigen sie die Ergebnisse der Ultraschalluntersuchungen 
von 1998 für die vorderen Flansche. Die mittleren Abrostungsraten von 0,02 mm/a 
bis 0,035 mm/a für die landseitigen Flansche sind mindestens doppelt so hoch wie 
bei einer "herkömmlichen" Korrosion im Boden.  
 
Abb. 7:  Wanddicken der vorderen und hinteren Flansche 
 
Die angegebenen Abrostungsraten stellen Minimalwerte der Abrostungen dar. Zum 
einen zeigt die Auswertung der Ultraschallmessungen, dass bei den vorhandenen 
Spundwänden aufgrund von Walztoleranzen von höheren Ausgangswandstärken aus-
gegangen werden muss. Zum anderen wurden auch die ausgewerteten Stahlproben 
vermutlich nicht alle im äußeren, parallelen Bereich der Flansche entnommen, so dass 
hier ebenfalls die ursprüngliche Dicke höher anzusetzen ist. Letztendlich ist anzuneh-
men, dass die durch MIC bedingte Abrostungsrate mit der Standzeit gestiegen ist. Eine 
Zufuhr von Sulfat und organischen Stoffen ist von Anfang an durch Schlosssprünge 
gegeben [WR02]. Die mit der Zeit entstandenen Löcher und Risse begünstigen diesen 
Stoffeintrag und somit eine Aufrechterhaltung der bakteriellen Aktivität im Sediment.  
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8 Schlussfolgerungen – Ausblick 
Mit dem vorgestellten Verfahren zur Probenentnahme wurde eine Möglichkeit gefun-
den, die landseitigen Stahloberflächen, das Sediment hinter den Spundwänden so-
wie die hinteren Flansche der Tragbohlen zu untersuchen. Im Gegensatz zu den weit 
verbreiteten Ultraschallmessungen ist dieses jedoch mit einer Zerstörung der 
Spundwand verbunden. Da es sich bei den durch die Bohrtechnik entstehenden Öff-
nungen jedoch um Löcher mit feststehenden Durchmessern handelt, konnten diese 
problemlos mit Packern verschlossen werden. Die Technik wurde durch die Tau-
chergruppe des WSA Brunsbüttel entwickelt und ersetzt ein aufwändiges Verschwei-
ßen der Öffnungen. 
In insgesamt vier Beprobungs- und Untersuchungsdurchgängen wurde eine mikro-
biell beeinflusste Korrosion an den Spundwänden nachgewiesen. Diese wirkt sich in 
einem Maß auf die hinteren Flansche der Tragbohlen aus, das bei "herkömmlichen" 
Korrosionsmechanismen so nicht zu erwarten wäre. Weiterhin unklar ist, wie sich die 
Korrosion von der Landseite auf die Verankerung auswirkt. Auch hier ist eine Ab-
nahme der Wanddicken zu befürchten.  
Die ermittelten Wanddicken und Abrostungsraten sind Grundlage für einen erneuten 
Standsicherheitsnachweis. Laut einer überschlägigen Berechnung sind die Biege-
spannungen der Spundwände bereits für den Ausgangszustand weitestgehend auf-
gebraucht. Bei der Bewertung unterschiedlicher Sanierungsmöglichkeiten wird das 
Problem der mikrobiell beeinflussten Korrosion eine maßgebende Rolle spielen. So 
ist bei allen möglichen Varianten die Auswirkung auf das Sediment hinter der 
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